Bierteljahriger Abonnementepteie in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl 
Porto 2 Wilk. 15 Sgr. Inſertionsgebühr für den Naum einer 
fünftheillgen Zeile in Petitſchrift 114 Sgr. 
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Deut ſchland. 
O. K. C. Reichstags⸗ Verhandlungen. 


26. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. (18. Juni.) 

Eröffnung 9% Uhr. Das Haus iſt ſehr ſchwach beſetzt, die Tribünen 
faſt [ee 1 Tiſche der Commiſſarien Delbrück, v. Frieſen, v. Watz⸗ 
dorf u. A. 5 

g. v. Bunſen hat angezeigt, daß das von Pagenſtecher angefertigte 
Modell zum Denkmal des Freiherrn v. Stein, das in nächſter Zeit in Naſſau 
aufgeſtellt werden ſoll, in den Räumen des Reichstagsgebäudes auf einige 
Zeit ausgeſtellt werden ſolle. 5 . 

Vom Abg. Duncker iſt folgende Interpellation eingebracht: 

„In Berlin verlangen die Localbehörden auch noch im gegenwärtigen 
Augenblick von Angehörigen des norddeutſchen Bundes, welche ſich hier 
niederzulaſſen beabſichtigen, die Naturaliſation als Preuße und des⸗ 
halb den Auswanderungsconſens der Heimaths⸗Behörde, überhaupt 
werden dem ganzen Anmeldeverfahren zur Niederlaſſung lediglich die Be⸗ 
ſtimmungen des preußiſchen Geſetzes vom 31. December 1842 zu Grunde 
gelegt. Ich richte deshalb an den Herrn Bundeskanzler die Frage: 1) Wie 
vermag derſelbe gegenüber dem Art. 3 der Verfaſſung des norddeutſchen 
Bundes und den maßgebenden Beſtimmungen des ſeit faſt 6 Monaten in 
Kraft ſtehenden r über die Freizügigkeit vom 1. November 
1867, dieſen unter den Augen der höchſten Bundesbehörden thatſächlich be⸗ 
ſtehenden Zuſtand zu rechtfertigen? 2) Iſt derſelbe bereit die zur Ausfüh⸗ 
rung des Freizügigkeitsgeſetzes von den einzelnen Bundesregierungen er⸗ 
laſſenen Verordnungen und Inſtructionen, ſowie die deshalb von Seiten des 
Bunde spräſidiums etwa erlaſſenen Anordnungen und Verfügungen dem 
Reichstage zur Kenntnißnahme vorzulegen?“ 5 

Abg. Duncker: Art. 3 der Bundesverfaſſung beftimmt: „Für den 
ganzen Umfang des Bundesgebiets beſteht ein gemeinſames Indigenat 
mit der Wirkung, daß der Angehörige eines jeden Bundesſtaats in jedem 
andern Bundesſtaate als Inländer zu behandeln und demgemäß zum 
feſten Wohnſitz, zu Gewerbebetrieb, zu öffentlichen Aemtern, zur Erwerbung 
von Grundſtücken, zur Erwerbung des Staatsbürgerrechtes und zum Ge⸗ 
nuſſe aller ſonſtigen bürgerlichen Rechte unter denſelben Vorausſetzungen, 
wie der Einheimiſche, zuzulaſſen ꝛc. 1e. In der Ausübung dieſer Befugniß 
darf der Bundesangehörige weder durch die Obrigkeit feiner Heimath, noch 
durch die Obrigkeit eines anderen Bundesſtaates beſchränkt werden.“ Hier⸗ 
nach hätte ſchon mit dem Inkrafttreten der Bundesverfaſſung das Verfahren 
bei der Niederlaſſung von norddeutſchen Ausländern, das in Berlin bis 
dahin üblich geweſen, geändert werden müſſen. Man hätte davon abſtehen 
müſſen, die Naturaliſation als Preußen von denſelben zu verlangen, ihnen 
vielmehr die Niederlaſſung, den Gewerbebetrieb, die Verheir uhung ꝛc. unter 
denſelben Bedingungen geſtatten müſſen, wie den preußiſchen Staatsan⸗ 

ehörigen. Gleichwohl trat eine ſolche Aenderung hier in Berlin nicht ein. 
N ſelbſt nach dem Erlaß des Freizügigkeitsgeſetzes, worin dieſe Be: 
Fir bene noch näher gaser werden, iſt keine Lenderung eingetreten. 

ill . hier ein Gewerbe treiben, ſo verlangt man von ihm die Nie⸗ 
derlaſſung, den feſten Wohnſitz. Er muß ſich zu dieſem Behufe bei dem 
Polizeilieutenant melden: dieſer nimmt ein Protokoll darüber auf, ſendet 
eine Papiere an das Polizei⸗Präſidium und dieſes wieder an die Gemeinde⸗ 

ehörde De gutachtlichen Aeußerung. Man verlanot, daß der Betreſſende 
ſich erſt einen Auswanderungsconſens aus dem Staate verſchaffe, dem 
er bisher angehört. h 

Bei den Recherchen, welche nun die Communalbehörden behufs der 
Begutachtung über die Zulaſſun der Niederlaſſung anſtellen, ſind auch heute 
noch die Formulare im Gebrauch, die nach dem Geſetze dom 31. December 
1842 entworfen find, dieſe 955 zwei Rubriken, von denen die eine für 
Inlͤnder, die andere für ſogenannte Ausländer in Anwendung kommt: 
und zu dieſen Ausländern rechnet man hier in Berlin noch die Angehörigen 
des norddeutſchen Bundes. (Hört, hört!) Von den verſchiedenen Fragen, 
die auf dieſen Formularen beantwortet werden follen, find beſonders zu be: 
victen; Nur 7. Mie viel Beraienft hat ner Betent? ie biel dene Irn 
Wie viel feine Kinder? Nr. 8. Wie viel Vermögen befipt der Mann? Wie 
viel die Frau? Nr. 9. Seit wann hat er eine eigene ohnung? Nr. 12. 
Iſt die Mederlaſſung zu bewilligen oder zu verweigern? Der $ 2 des Frei⸗ 
ügigkeitsgeſetzes verlangt zur Niederlaſſugg ꝛc. nur den „Nachweis der 
Bandes en ehörigkeit“, und $ 4 beſtimmt: „die Gemeinde iſt zur 
Abweſſung eines neu Anziehenden nur dann befugt, wenn fie nachweiſen 
kann, daß derſelbe nicht hinreichende Kräfte beſitzt, um ji ꝛc. den nothdürf⸗ 
tigen Lebensunterhalt zu verſchaffen ꝛc.“ Nur die Gemeinde it alſo zur 

weifung berechtigt, nicht die Polizeibehörde, und ſie muß den Nach⸗ 
weis führen, nicht der Anziehende. — Fragen, wie die obigen, ſind alſo 
jedenfalls unzuläſſig und führen, abgeſehen davon, daß fie ſehr inquiſito⸗ 
riſcher Natur find, auch großen Zeitverluſt und event. materielle Nachtheile 
ür die Betheiligten mit ſich. In zahlreichen Fällen hat das Verfahren der 

olizeibehörde zu thatſächlichen Rechtsverletzungen geführt. 

o meldete ſich am 24. März d. J. der Bee &. aus Braun: 
ſchweig bei dem Poltzei⸗ Lieutenant feines Reviers zur Niederlaſſung und be, 
rief ſich dabei ausdrücklich auf feine Bundesangehörigkeit und das Freizügig⸗ 
keitsgeſetz, Er wurde aber” genöthigt, das allgemein übliche Protokoll zu 
unterſchreiben. In Folge feines Proteſtes erklärte der Polizeibeamte, daß 
er noch keine Ad für das neue Verfahren habe. „„Wenn 
Sie die Niederlaſſung haben wollen, müſſen Sie Preuße werden.“ Nach 
drei Monaten erſt erhielt er die übliche Aufnahmebeſcheinigung mit der For⸗ 
derung des Auswanderungs⸗Conſenſes und der Mittheilung, daß er als 
Preuße erſt dann naturaliſirt werden könne, wenn er dieſen Conſens 
beibringe. Wenn es ſchnell geht, hat er alſo in 6 Monaten wohl Ausſicht, 
das Niederlaſſungsrecht zu haben. (Redner citirt noch einen ähnlichen Fall, 
der einem anderen Klemptnergeſellen im 27. Poltzei⸗Revier begegnet iſt.) 
Wer t nun die Verantwortung für eine ſolche Vernachläſſigung der Aus⸗ 
führung der Bundesgeſetze? Art. 17 der Verfaſſung beſtimmt: dem Präſi⸗ 
dium ſteht die rc und Verkündigung der Bundes eſetze und die 
Ueberwachung der Ausführung derſelben zu“. Es iſt alſo Pflicht 
des Bundeskanzlers, ſich un bes davon zu überzeugen, ob auch von den 
Localbehoͤrden die Ausführung der Bundesgeſetze in gehöriger Weiſe ange: 
ordnet it. Demgemäß iſt auch die zweite Frage gerechtfertigt. Nur wenn 
die Ser iedenen Verordnungen und Inſtructionen der Einzelregierungen zur 
Kenntniß des Reichstages kommen, iſt er im Stande zu beurtheilen, ob die 
Bundesbehörden und der Bundeskanzler auch ihre vollſtändige Pflicht gethan 


aben. N n 8 j 

Gerade bei den vorliegenden Fragen tritt fo recht ein weſentlicher Man⸗ 
gel der Bundesverfaſſung ans Licht, nämlich der Mangel der Vereidigung 
er Bundesbeamten und der Beamten der Einzelſtaaten auf die Bundes⸗ 
nt ung. Beſtände ein folder Eid, jo würde die Beobachtung der 
Bundesgeſetze auch unter das eigene Gewiſſen der einzelnen Beamten geſtellt 
ein. Dann wären ſolche Zuſtände nicht 11 Jetzt verlaſſen ſie ſich 
nur auf die Inſtructionen von oben, auf die Solche . der e 
der Bundesgeſetze in Miniſterialreſexripte c. Sol eberſetzungen aber 
vorzunehmen, ſcheint es dem preußiſchen Miniſter des Innern an Luſt oder 
an Zeit zu fehlen. (Sehr wahr! links. Widerſpruch rechts.) Wie wenig 
ein derartiger Zuſtand angethan iſt. die Autorität der Bundesbehörden zu 
ſtärken, liegt auf der Hand. Wenn Derartiges in Berlin, am grünen Holze 
des norddeutſchen Bundes⸗Lehens geſchieht, was ſoll geſchehen am dürren 
None Meclenburgs? (Heiterkeit) Wir arbeiten hier im Schweiße unſeres 
ngeſichts an der Herſtellung ſchoͤner Bundesgeſetze. Sollten biejelben nichts 
I als ſchöͤne Macalatur für das Bundesgeſetzblatt und todte Buchſtaben? 
as Indigenat iſt das einzige Grundrecht der norddeutſchen Bundesver⸗ 
flaſſung; die Liebe des Volkes zum Bunde und zur Bundesbverfaſſung wird 
wahrlich ar be lat, wenn nicht einmal dies geringe Recht zur Ausführun 

kommt. Ich habe die Zuverſicht, daß der Herr Bundescommiſſar nicht dur 
eine gewundene Antwort verſuchen wird, die Sachlage zu verdunkeln. Dazu 
leben hier in der Stadt zu viele Leute, welche die thatſächlichen Zustände 
enau kennen; die Tauſende von Communalbeamten, die mit dieſen Sachen 
ier zu thun haben, werden meine Behauptungen beſtätigen. Ich gebe mich 
deshalb der Hoffnung hin, daß von Seiten des Bundeskanzleramtes we⸗ 
nigſtens in der Folge eine genaue Beachtung der Bundesverfaſſung in Aus⸗ 
J Ro geſtellt wird, damit die Vortheile der Freizügigkeit, die von dieſer Stelle 
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Mennundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Zeitung. 


Expedition- Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint - 


Freitag, den 19. Juni 1868. 


aus mit ſo ſchwungvollen Worten geſchildert worden ſind, dem norddeutſchen 
Volke auch wirklich zu Theil werden, damit Jeder ſeine Kräfte auch wirklich 
da gebrauchen kann, wo er glaubt, ſie in ſeinem und im Jureſſ der Ge⸗ 
ſammtheit am Ban verwerthen zu können. (Beifall links. 

Präſident Delbrück: u werde mich bemühen, eine möglichſt unum⸗ 
wundene und verſtändliche Erwiderung abzugeben. Zunächſt habe ich einige 
Worte zu ſagen über die Stellung, die der Herr Bundeskanzler zu der vor⸗ 
liegenden wie zu andern Fragen, die ſich auf die Ausführung der Bundes⸗ 
geſetze beziehen, verfaſſungsmäßig einzunehmen hat. Der Herr Interpellant 
hat in dieſer Hinſicht Folgerungen gezogen, die vollſtändig unrichtig waren. 
Es heißt im Art. 17 der Bundesverfaſſung: „Die Ueberwachung der Aus⸗ 
führung der Bundesgeſetze ſteht dem Präſidium zu, und dieſe Ueberwachung 
wird durch den Bundeskanzler ausgeübt. Stände in der Verfaſſung ſtatt 
„die Ueberwachung der Ausführung” — die „Ausführung“, jo würde 
der Herr Interpellank mit ſeinen Ausführungen vollkommen Recht baben, 
es würde dann aber der Bund als die ausführende, als die eigentlich ver⸗ 
waltende Inſtanz in der vorliegenden Frage hingeſtellt fein. Das iſt aber 
nicht der Fl weil dadurch dem ganzen Geiſte der Verfaſſung widerſprochen 
würde. Die Verwaltung in den Angelegenheiten, die 5 ausdrücklich 
durch die Verfaſſung zu Bundesangelegenheiten gemacht ſind, ſteht nach wie 
vor den Einzelregierungen zu, dem Bunde nur die Ueberwachung dieſer Ver⸗ 
waltung, jo weit ſie ſich auf Grund der Bundesgeſetze volltieht. Zum Zweck 
der Ausübung dieſer Ueberwachung in Bezug auf das Freizügigkeitsgeſetz 
hat das Bundeskanzleramt ſofort nach Emanation des Freizügigkeitsgeſetzes 
ſämmtliche Bundesregierungen erſucht, ihm die geſetzlichen, reglementariſchen 
oder adminiſtrativen Verordnungen mitzutheilen, welche zur Ausführung des 
Freizügigkeitsgeſetzes von ihnen erlaſſen ſind. \ 

Dieſer Aufforderung iſt von allen Seiten entſprochen; das Bundeskanzler 
amt hat in e Se ſeine Bedenken gegen die von einzelnen Regie⸗ 
rungen getroffenen Anordnungen ausgeſprochen, die mit dem Freizügigkeits⸗ 
geſes nicht vollſtändig vereinbar erſcheinen. Dieſen Bedenken iſt in allen 
Fällen Abhilfe geſchafft worden. Das iſt von Seiten des Bundeskanzler⸗ 
amtes generell geſchehen, um die Ausführung des Freizügigkeitsgeſetzes zu 
überwachen, mehr konnte nicht geſchehen. Speciell find ſehr zahlreiche Fälle 
vorgekommen, in denen einzelne Betheiligte, weil ſie glaubten, durch das 
Verfahren der Behörden dieſes oder ſenes Bundesſtaates in den ihnen durch 
das Freizugigkeitsgeſetz garantirten Rechten beeinträchtigt zu ſein, ſich be 
ſchwerdeführend an das Bundeskanzleramt gewendet haben. Von dieſen Be⸗ 
ſchwerden war ein guter Theil 1 gr weil die Betheiligten verwechſelt 
haben die Freizügigkeit, wie ſie durch dies Geſetz begründet iſt, mit der ge⸗ 
werblichen ice it die durch das Geſetz vom 1. November noch nicht 
begründet iſt, oder mit der Befugniß zur Eheſchließung. Andere Beſchwer⸗ 
den erachtete Las Bundeskanzleramt für begründet, fie find zum Gegenſtand 
der Correſpondenz mit den betheiligten Regierungen gemacht worden, und — 
dieſer und jener Fall ſchweht allerdings noch — es iſt in den 1 Fällen 
von Seiten der betheiligten Regierung Abhilfe geſchaffen worden. Aus dieſer 
auf den Vorſchriften der Bundesverfaſſung beruhenden Stellung des Bundes⸗ 
kanzleramtes zur Ausführung der Bundesgeſetze überhaupt und des Frei⸗ 
zügigkeitsgeſetzes insbeſondere folgt von ſelbſt, daß der Herr Bundeskanzler 
weder Veranlaſſung noch ein Recht hat, von Amts wegen ſich darüber zu 
vergewiſſern, ob von den einzelnen Localbehörden denjenigen Anordnungen 
25 1 — wird, welche die Regierungen zur Ausführung dieſes Geſetzes er⸗ 
aſſen haben. 7 5 

Das iſt Sache der Regierungen, dafür tragen ſie die Verantwortlichkeit 
und die des Bundeskanzlers kann erſt dann eintreten, wenn er von den Be⸗ 
theiligten angerufen wird. Angerufen iſt er in end auf die hier in Berlin 
waltenden Verhältniſſe noch von keiner Seite. Ich bin daher dur⸗hgaus nicht 
im Stande, zu bejahen oder zu verneinen, daß dies oder jenes Formular 
hier in Berlin zur Anwendung kommt. Ich habe aber darauf aufmerkſam 
zu machen, daß man zwei berkhievene Verhältniſſe vollkommen auseinander 
zu halten hat, die Niederlaſſung an einem beſtimmten Orte, und die Natu⸗ 
talifation, die in Folge der Niederlaſſung oder in Verbindung mit derſelben 
verlangt wird. Der Herr 2 cheint allerdings davon auszugehen, 
daß durch den Art. A der Bundesberfaſſung im Grunde genommen die ein⸗ 
zelne Staatsangehörigkeit 0 habe. äre dies in der That feine An: 
ſicht, ſo müßte ich ſie als vollkommen irrig bezeichnen. Der Artikel 3 der 
Verfaſſung, weit entfernt die einzelne Staatsangehörigkeit aufzuheben und 
die in dem allgemeinen te aufgehen zu laſſen, hat im Gegen: 
theil das Bundesindigenat erſt geknüpft an die Stantsanpehörigkeit, Auf 
die Erwerbung der Staatsangehdrigkeit in den einzelnen Staaten bezieht ſich 
das Freizügigkeitsgeſetz gar nicht, über dieſe Auen exiſtirt ein Geſetz über: 
haupt noch nicht, ſie iſt daher ausſchließlich nach den Landesgeſetzen zu regeln. 
In den beiden angeführten concreten Fällen nun iſt ganz unzweifelhaft, wie 
aus der Darſtellung der Interpellanten hervorging, der Aatrag auf Natura⸗ 
liſation gerichtet geweſen; es konnte natürlich auf die Entſcheidung von kei⸗ 
nem Einfluſſe ſein, ob ſie zu dieſem Antrage von dem betreffenden olizei⸗ 
beamten verleitet worden find oder nicht. In Bezug auf die Naturalifation 
beſtimmt aber das Freizügigteitsgeſetz gar nichts, darüber gelten nur die Be⸗ 
ſtimmungen der allt in de 

Ein Gleiches gilt in Betreff des Auswanderungsconſenſes. Es iſt in den 
meiſten Bundesſtaaten angeordnet, daß wenn ein Fremder die Naturaliſa⸗ 
tion nachfucht, er alsdann entweder die Beſcheinigung feiner Heimatbs⸗Be⸗ 
hörde, daß er den Auswanderungsconſens erhalten ſoll, oder dieſen Conſens 
ſelbſt beibringt. Ob dies Bundesangebörigen gegenüber noch zu verlangen 
ei, dieſe Frage iſt von den einzelnen Bundesſtaaten verſchieden beantwortet 
worden, und dieſe Verſchiedenheit der Auffaſſung hat dabin geführt, daß auf 
Grund einer vom Bundespräſidium eingebrachten Vorlage dieſe Frage zum 
Gegenſtande der Erörterung im Schooße des Bundesraths gemacht if In 
welchem Sinne dieſe Verſtändigung ausfallen wird, kann ich noch nicht jagen, 
ſie iſt noch nicht erfolgt. Daß aber durch die Bundesverfaſſung oder das 
Freizügigkeitsgeſetz zum Zweck der Naturaliſation in dem beſtehenden Ver⸗ 
fahren eine Aenderung eingetreten iſt, iſt eine durchaus irrthümliche Auffaf- 
jung. Ich komme zu dem zweiten, Theil der Interpellation. Die Veröffent⸗ 
lichung der von den een 1 bie en zum Zwecke der Ausführung des 
Freizügigkeitsgeſetzes erlaſſenen Verordnungen kann einem Bedenken nicht 
unterliegen; te find ſchon jetzt bereits alle beröffentlicht. Vom Bundesprä⸗ 
dium ſind Verordnungen in dieſer Beziehung nicht ergangen. Die Corre⸗ 
ſpondenzen zu veröffentlichen zwiſchen dem Bundeskanzleramt und den ein⸗ 
zelnen Bundesre ierungen über die Ausführung des Freizügigkeitsgeſetzes, 
liegt keine Veranlaſſung vor. 5 

Abg. Ulrich hat folgende Interpellation eingebracht: „Artikel 45 der 
Bunbedverfafiung beſtimmt: Tem Bunde fteht die Controlle über das 
Tariſweſen zu. Derſelbe wird namentlich dabin wirken: 1) daß baldigſt auf 
den Eiſenbahnen im Gebiete des Bundes übereinſtimmende Betriebs⸗Regle⸗ 
ments eingeführt werden; 2) daß die möglichite Gleichmäßigkeit und Herab⸗ 
ſetzung der Tarife erzielt, insbeſondere daß bei größeren Entfernungen für 
den Transport von Kohlen, Koals, Holz, Erzen, Steinen, Salz, Roheiſen, 
d und ähnlichen Gegenſtänden, ein dem Bedürfniß ver Land: 
wirthſchaft und der F entſprechender ermäßigter Tarif und zwar zu⸗ 
nächſt thunlich der Ein Pfennig⸗Tarif eingeführt werde. — Ich richte an den 
Herrn Bundeskanzler die Anfrage: Was iſt geſchehen und was wird beab⸗ 
ſichtigt, um dieſen Verfaſſungs⸗Artikel auszuführen?“ 

Abg. Ulrich: Nachdem ich meine Interpellation eingebracht, hat in der 
Commiſſion für Handel und Finanzen auf Anlaß von Petitionen der 
Regierungs⸗Commiſſar erklärt, daß Art. 45 der Verfaſſung in vollſter Aus⸗ 
führung begriffen ift. Ich ziehe deshalb meine Interpellation zurück. 

Es folgt die erſte und zweite Berathung über den Antrag Frieden: 
thal und v. Hennig, betreffend die ſubſidiariſche Haftung des Brauerei⸗ 
Unternehmers für Zuwiderhandlungen gegen die Braumalzſteuer⸗Ge⸗ 
ſetze durch Verwalter ꝛc. Das Geſetz iſt identiſch mit dem neulich ange⸗ 
nommenen, betreffend den Branntwein⸗Brennerei⸗Betrieb. 

Nach kurzer Debatte zwiſchen den Abgeordneten Friedenthal und 
Kriger en wird das Geſetz unter Zuſtimmung des Präfidenten 
Delbrück genehmigt. . 

Es folgt die erſte und zweite Berathung des Geſetzentwurfs wegen Be⸗ 
ſteuerung des Braumalzes in perſchiedenen zum norddeutſchen Bunde de 
hörenden Staaten und Gebietstheilen, der die geſetzlichen Vorſchriften, welche 
in den Staaten des norddeutſchen Bundes Geltung haben, in denen nach 
dem Vertrage vom 28. Juni 1864 eine gleichmäßige Geſetzgebung über die 


Braumalzſteuer beſtand, auf die Gebietstheile überträgt, welche in neueſter 
Zeit dem Zollverein beigetreten find: verſchiedene hamburgiſche Gebietstheile, 
beide Mecklenburg, Stadt und Gebiet Lübeck und einige preußiſche Ortſchaften. 
Graf zu Solms-Laubach beantragt das Geſetz auch auf die zum Bunde 
gehörigen Theile von Heſſen auszudehnen. 
Präſident Delbrück: Die Verfaſſung giebt uns unzweifelhaft das Recht, 
ſouverän über die Beſteuerung des Braumalzes in Heſſen zu beſtimmen, 
doch iſt hier nicht allein die Verfaſſung in Betracht zu ziehen. Bei den Ver⸗ 
handlungen zu dem vom Reichstage genehmigten Staatsvertrage mit Heſſen 
über die Beſteuerung innerer Erzeugniſſe wurde von der heſſiſchen Regierung 
ein hoher Werth darauf gelegt, ſich die höheren Einnahmen aus der Be⸗ 
ſteuerung des Biers zu erhalten, und nach den Präcedenzfällen mit Sachſen⸗ 
Meiningen und Koburg glaubten wir, dieſem Wunſche entſprechen zu dürfen. 
Die Methode der Bierbeitenerung in Heflen hat außerdem große Vorzüge 
vor der bei uns üblichen und wir haben die Frage, ob es ſich nicht por 
len würde, die heſſiſche Methode zu verallgeme nern, nur deshalb verneint, 
weil ſie bei dem hieſigen Gebrauche, viel leichteres Bier zu brauen als in 
Heſſen, zu Ungleichheiten fäbren würde. Eine allgemeine Gleichheit der Ber 
ſteuerung im Bunde würde überdies durch Annahme des Amendements doch 
nicht erreicht werden, da die Geſetzgebung in den einzelnen Staaten zwar in 
den Steuerſätzen und der Controleform übereinſtimmend, ſich doch nicht als ein⸗ 
heitliche Bundesgeſetzgebung qualificirt. Durch die Genehmigung des Ver⸗ 


trages mit Heſſen haben ſie zwar formell die Motive und Vorausſetzungen, 


unter denen er abgeſchloſſen wurde, nicht mitgenehmigt, ich behaupte aber, 
daß ſich bei einer loyalen Ausführung eines Vertrages die Verhandlungen, 
die dazu geführt, davon nicht trennen laſſen. Da es ſchwer iſt, zu behaup⸗ 
ieh 11 das Amendement mit dieſen Verhandlungen nicht im Widerſpruche 
ehe, ſo 
gange Geſetz zu gefährden geeignet iſt. 7 
bg. v. Rabenau macht darauf aufmerkſam, daß der Zweck des Amen: 
dements nur eine Compenſation der Steuererhöhung in der Branntwein⸗ 
brennerei in Heſſen ſei. Nach dem Beſchluſſe des Reichstages trete das 
Geſetz wegen der Branntweinſteuer in Heſſen aber erſt am 1. Juli 1869 in 
Kraft. Bis dahin komme der Reichstag noch einmal zuſammen und könne, 
falls ſich die Nothwendigkeit herausſtelle, alsdann eine Beſtimmung im 
Sinne des Amendements immer noch treffen. | 
Präſident Delbrüd ſchließt ſich dieſen Ausführungen an und conſtatirt, 
daß zwiſchen der Einführung des Geſetzes in Heſſen und in den im Geſeß 
erwähnten Landestheilen Cauſalnexus nicht beſtehe. 


Das Amendement des Grafen Solms-Laubach wird mit großer Ma: 


jorität abgelehnt. 


der Specialdiscuſſton ſpricht bei § 7, der wegen Vergütung der Steuer 


n 
bei 1 5 — von Bier in das Ausland beſondere Beſtimmungen der 
oberſten Fianzbehörde vorbehält, Abg. v. Hennig den Wunſch aus, die 
Frage ebenſo wie beim Branntwein geſetzlich zu reguliren. Wenn dieſelbe 


augenblicklich auch keine große Bedeutung habe, da die Einfuhr von Bier 


die Ausfuhr bedeutend überſteige, ſo ſei doch für die Zukunft ein umgekehrtes 
Verhältniß zu erwarten. f 

) vn $ 34 beantragen Friedenthal und v. Hennig, ihren Antrag über 
die ſubſidiariſche Haftbarkeit des Brauereiunternehmens unter Weglaſſung 
der Eingangsformel und des Schlußpaſſus einzuſchalten. Der Antrag wird 
obne Debatte und ſchließlich das ganze Geſetz genehmigt. 

Das Haus tritt hierauf in die dritte Berathung über den Geſetz⸗ 
Entwurf, betreffend einige Rechtsverhältniſſe der Bunveshenmien. 
auf Ne der Zuſammenſtellung der Beſchlüſſe in der zweiten Be 
rathung. — Bekanntlich war hier zu $ 2 ein Antrag des Abg. Hagen ans 

enommen worden, welcher dies Privilegium der Befreiung von den directen 

ommunalſteuern fur die Bundesbeamten 0 

Heute beantragt der Abg. Stumm, unter Beſeitigung jenes Beſchluſſes 
die pi rien e wieder herzuſtellen. 

Außerdem liegt ein Amendement des Abg. Baehr vor, das den Schluß⸗ 
ſatz des erſten Abſatzes im $ 3 dahin abändert: „Für diejenigen Bundes⸗ 
Beamten jedoch, deren Wohnort außerhalb der Bündesſtaaten ſich befindet, 
kzmmen hinſichtlich der Buläffigteit einer Beſchlagnahme der Dienſteinkünfte, 
1 Penſionen, die Beſtimmungen des preußiſchen Rechtes zur 

nwendung.“ mL 

Abg. Stumm befürwortet feinen Antrag; es ſei eine Forderung 
der Gerechtigkeit, die Bundes⸗Beamten nicht fhlehter zu ſtellen als die Lan⸗ 
er rg korn: 0 babe bereits b 

räjident Delbrück: Ich habe bereits bei der erſten Berathung meine 
ernſien Bedenken gegen den Antrag des ere Bit Un 

Ich füge heute noch hinzu, daß die Poſt⸗ und Tele raphen⸗Beamten ſehr 
hart dadurch betroffen würden. Nach Art. 50 der Bundes verfaſſung zer⸗ 
fallen dieſelben in zwei Kategorien, von denen die bei weitem größere don 
der Landes⸗Regierung angeſtellt wird, und alſo zu der Zahl der Landesbe⸗ 
amten gehört. Dieſe, gerade am ſchlechteſten beſoldeten, haben bisher das 
Beneficium, das Sie durch Ihren Beſchluß beſe tigen wollen, genoſſen; nach 
dem Schlußſatz des § 4 findet das vorliegende Geſetz aber auch auf diejeni⸗ 
gen Beamten Anwendung, die nach der Verfaſſung den Anordnungen des 
Präſidiums Folge zu leiſten verpflichtet find. Hierher gehört unzweifelhaft 
jene Klaſſe von Beamten, deren ungünſtige Lage Sie ſelbſt vielfach aner⸗ 
kannt haben. Es kann Ihre Abſicht nicht jein, dieſe Lage noch zu verſchlim⸗ 
mern; ich empfehle Ihnen den Antrag des Abg. Stumm. 

Abg. v. Hennig: Das Mitleid der Verſammlung anzurufen ſcheint mir 
hier nicht die geeignete Gelegenheit, daß uns eine Verheſſerung der Lage 
jener Beamten am Herzen liegt, haben wir durch unſere Bewilligungen und 
Anträge auf W bewieſen. Wir haben aber keine Veran⸗ 
laſſung, durch unſeren Beſchluß dazu mitzuwirken, daß das Syſtem, die 
Staatslaſten auf die Gemeinden abzuwälzen, noch weitere Ausdehnung finde, 
um ſo mehr, als die in Rede ſtehenden Exemtionen in mehreren norddeut⸗ 
ſchen Staaten, z. B. Sachſen und Oldenburg, nicht beſtehen. 


bg. Grumbrecht: Gerade die preußiſchen Geſetze, auf denen dieſe 


Exemtionen beruhen, haben bei Hure Einführung in Hannover große Miß⸗ 
ſtimmung erzeugt. Ich werde für Aufrechthaltung des in der vorigen Sitzun 
gefaßten Beſchluſſes ſtimmen, weil ich davon einen heilſamen Einfluß au 
die e dieſer Beſtimmungen in Ai erwarte, 

Abg. v. Blanckenburg: Ich werde für den Antrag Stumm ftimmen, 
weil ich fürchte, daß durch die Aufrechterhaltung unſeres Beſchluſſes das Zu⸗ 
ſtandekommen des Geſetzes gefährdet wird. 

Abg. Hagen: Ich verstehe nicht, wie man eine Maßregel, die man ſelbſt 
als eine ſolche ſchlechte anerkennt, deshalb auf das Ganze ausdehnen will, 
weil ſie in einem Theile durchgeführt iſt. Es iſt doch viel natürlicher, das 
Uebel in dieſem Theile zu befeitigen. A 

Präſident Delbrück erklärt, daß er ſich jedes Urtheils über die geſetz⸗ 

lichen Beſtimmungen in Preußen enthalten habe; er habe nur ausgeſprochen, 
daß mit dem Fallen derſelben auch die 2 org in der Bundesgeſetzge⸗ 
bung von ſelbſt verſchwinden würden. Von einer Ausdehnung der Exem⸗ 
tionen auf andere Staaten fei nicht die Rede, die beſtehenden Verhältniſſe 
würden nach dem Wortlaut des Geſetzes nirgends geändert. 

Abg. Lasker bittet den 7. — des Abg. Stumm abzulehnen. Es ſei 
eine durchaus ungerechtfertigt 
chenden Gebälter der Stagtsbeamten aus eigenen Mi 
mentlich Berlin habe ein Intereſſe daran, weil 
Mahl: und Schlachtſteuer zum großen Theil abhänge. Dieſe müſſe nämlich 
durch eine direkte Steuer erſetzt werden, und die Stadt werde keine Luſt ha⸗ 
ben, den auf die Beamten fallenden Antheil ſelbſt zu tragen. 

Abg. Graf Eulenburg: Es hängt nicht von den Beamten ab, ob fie 
dem Bunde untergeordnet werden, deshalb wäre es unbillig, einen Unter: 
ſchied zwiſchen Bundes⸗ und Landesbeamten herbeizuführen. 

Abg. v. Hennig: Die Communalſteuern belaſten namentlich die ärme⸗ 
ren Bevölkerungsklaſſen, denen gegenüber die Beamten immer noch günſtig 


geſtellt find. N 
daß es im Intereſſe des Staates und 


1 eln zu erhöhen. Na: 
biervon die Abſchaffung der 


Abg. Schulze weiſt darauf hin, 
der Stellung der Beamten ſelbſt liege, daß fie ebenſo wie alle anderen Bür⸗ 
ger ihren Verpflichtungen gegen die Commune gerecht werden. 75 

Der Antrag des Abg. Stumm wird abgelehnt. 

Abg. Bähr motibirt fein Amendement, 

Bei der Abſtimmung wird das Amendement Stumm 


„ 


das neulich an⸗ 


laube ich andeuten zu müſſen, daß die Annahme deſſelben das 


Zumuthung für die Gemeinden, die unzurei⸗ 


genommene Amendement Hagen wieder zu beſeitigen, abgelehnt; dafür 


r 


nnn, ER 8 N 


iR zn mit den Conſervativen u. A. die Abgeordneten v. Patow und 


ähr; gegen daſſelbe u. A. Graf Solms⸗Laubach; das Amendement 
Bähr wird angenommen und darauf $ 3 mit dieſem Amendement. 
Er Des 4 kommt Abg. Tweſten nochmals au die bei der Vorberathung 
erörterte Frage zurück, ob unter den „Bundesbeamten“ auch die „Offi⸗ 
ziere“ mitperſtanden fein ſollen, u ge dabei feine damaligen De⸗ 
ductionen, wonach der Wortlaut des § 4 auch die Offiziere mit einbe⸗ 
greift. Wolle man das vermeiden, jo müſſe man ausdrücklich die Offi⸗ 
ziere ausſchließen. — Er reicht ein hierauf bezügliches Amendement ein. 
1% Bundes⸗Commiſſar Delbrück wiederholt 855 ſeine Deductionen 
daaaus der Vorberathung. Die Terminoldgie der Bundesgeſetze dürfe nicht 
* aus den preußiſchen Geſetzen hergeholt werden. Er ſei der Anſicht, daß die 
R Offiziere eo ipso ausgeſchloſſen wären. Et habe indeſſen nichts geoen ein 
0 derartiges Amendement, wenn man meine, daß der Wortlaut ſo klarer ſei. 
iR Er halte aber etwa folgenden Wortlaut des Amendements für beſſer: „Dies 
Geſetz findet auf Perfönen des Soldatenſtandes keine Anwendung.“ 
Abg. v. Bernuth hat unterdeß dieſes Amendement eingebracht; Abg. 
Tpeſten zieht das ſeinige in Folge deſſen zurück. d 
Abg. Hagen fragt an, ob die Intendanturbeamten gleichfalls zu den 
Militärperſonen gerechnet werden. j j 
Nachdem Prafident Delbrück dies verneint hat, wird das Amendement 
mit großer Majorität angenommen, und darauf das ganze Geſetz, über das 
jedoch noch eine Schlußabſtimmung erfolgen muß. 
Leetzter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Schlußberathung über den 
Antrag v. Hagke, den Bundeskanzler zu erſuchen: 1) die zur Wiederher⸗ 
ſtellung eines deutſchen Reichsarchivs erforderlichen Schritte zu thun 
und 2) dahin zu wirken, daß die öffentlichen Archive der zum norddeutſchen 
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Bunde gehörigen Staaten diejenigen Reformen erhalten, welche dem wiſſen⸗ 


ſchaftlichen und nationalen Bedürfniſſe entſprechen. 

Referent Bernhardi beantragt: „den vorſtehenden Antrag anzunehmen 

und zwar mit dem weiteren Erſuchen an den Herrn Bundeskanzler, über die 

Art und Weiſe der Ausführung ein Gutachten ſachkundiger Fachmänner ein⸗ 

zuziehen und unter Berückſichtigung deſſelben einen entſprechenden Betrag in 
den nächſten Haushaltsetat des norddeutſchen Bundes aufzunehmen.“ 

a Der Correferent Hüffer: „dem erſten Theile des Antrages des Frhrn. 

V. Hagke ſeine Zuſtimmun nicht zu geben; dem zweiten Theile, ſowie dem 

Zuſatz⸗Antrage des Herrn Referenten dieſelbe zu ertheilen.“ 

Während Dr. Bernhardi ſeinen Antrag empfiehlt, dabei aber total 
unverſtändlich bleibt, leeren ſich die Bänke des Hauſes faſt gänzlich. 

Abg. Proſch beantragt: „In der Erwägung, daß der Reichstag feine 
Meinung hinſichtlich einer den nationalen wie den wiſſenſchaftlichen Bedürf⸗ 
niſſen entſprechenden Ordnung des Archivweſens und ſeine Geneigtheit zur 
Bewilligung der dazu erforderlichen Geldmittel in der Sitzung vom 28. De⸗ 
cember 1867 bereits zu erkennen gegeben hat, in fernerer Erwägung, daß 
nach den von Seiten des Bundeskanzler⸗Amtes abgegebenen Erklärungen an 
der Bereitwilligkeit des Bundesrathes zur Einleitung und thunlichſten För⸗ 
{ derung der entſprechenden Maßregeln nicht zu zweifeln iſt, über den Antrag 

des Abg. v. Hagke zur Tagesordnung überzugehen. 2 

Der Correſerent und die Abgg. v. Hagke und Proſch motiviren ihre An⸗ 
träge unter Unaufmerkſamkeit des leeren Hauſes worauf der Präſident 
die Discuſſion zu ſchließen vorſchlägt. Abg. v. Schweitzer macht darauf 
aufmerkſam, daß das Haus nicht beſchlußfähig ſei. Nachdem die außerhalb 
des Sitzungsſaales befindlichen Abgeordneten zurückgekehrt find, fragt ihn 

1 der Präſident, ob er noch an der Beſchlußfähigkeit des Hauſes zweifle. 
Abg. v. Schweitzer hält an ſeinem Zweifel feſt. rend das Bureau 
das Haus überſchaut, bemerkt Abg. Graf Bethuſy⸗Huc, daß es, wenn 
das Bureau das Haus für beſchlußfähig halte, dem einzelnen Abgeordneten 
nicht zuſtehe, jeden Augenblick Auszählung zu verlangen und damit die Ver⸗ 
Kan fur del nach Belieben zu unterbrechen. Der Präſident erklärt das Haus 
flur beſchlußfaͤhig, — die motivirte Tagesordnung des Abg. Proſch an⸗ 
genommen wird. j : 
Ri Nach der T.⸗O. nimmt der großherzogl. mecklenburgiſche Bevollmächtigte, 
Staatsrath v. Müller, das Wort, um die geſtern ſich vorbehaltene Notiz 
über das Verhältniß der ehelichen zu den unehelichen Geburten in Mecklen 
burg und Sachſen nachträglich beizubringen. „Es find von 1862—64 in 
Sachſen bei einer Einwohnerzahl von 2,284,617 82,027 eheliche und 14,760 
uneheliche Geburten vorgekommen, in Mecklenburg dagegen in derſelben Zeit 
f bei einer Bevölkerung von 552,072 40,432 eheliche und 3687 uneheliche Ge⸗ 
burſen. Das Verhältniß der unehelichen Geburten zu den ehelichen iſt alſo 
in Sachſen wie 1: 5,5, in Mecklenburg wie 1: 3,9. Das Verhältniß der 
unehelichen Geburten zu der Einwohnerzahl dagegen iſt in Sachſen wie 1: 150, 
v in Mecklenburg wie 1: 149. Eine Erörterung dieſer Art iſt für mich eine 
pHiüchſt unerquickliche; aber wenn man fortwährend eine Partei beſtrebt ſieht, 
vermittelt falſcher Angaben die Zuſtände Mecklenburgs herabzuſetzen, jo lag 
die Verſuchung für einen Vertreter der mecklenburgiſchen 5 —1 nahe, 
eine ſolche Behauptung einmal durch Zahlen x widerlegen. Ich darf hoffen, 
5 daß dieſe Erfahrung in Zukunft etwas mehr Mißtrauen gegen die Behaup⸗ 
tungen wachzurufen geeignet fein wird, die über Mecklenburg gefliſſentlich 
von dieſer Partei verbreitet werden. 

Abg. Wiggers (Berlin): Ich fordere den Herren Re auf, 

an der Hand der ſtenographiſchen Berichte nachzuweiſen, welche „falſche An⸗ 

gaben“ über mecklenburgiſche Zuſtände irgendwo von uns gemacht worden 
5 find, nicht aber ſich auf allgemeine Anſchuldigungen zu beſchränken, die bon 
ihm ſelber beigebrachten Zahlen beweiſen nur, daß der Herr Bevollmächtigte 
geſtern etwas thatſachlich Unrichtiges behauptet hat. Das Verhältniß der 
unehelichen Geburten iſt nach ſeinen Zahlen ein bei Weitem ungünſtigeres 
in Mecklenburg als in Sachſen, während er geſtern behauptet hat, daß das 
Verhältniß in beiden Ländern das gleiche ſei. Die Sa der unehelichen 
Geburten in Mecklenburg hat ſeit 1808 bis jetzt in ſteigender Progreſſion 
fortwährend im Verhältniß zu den ehelichen zugenommen. Das iſt eine 
nackte aber ſchreiende Wahrheit. pe: 

Abg. Braun (Wiesbaden): Der Hr. Bevollmächtigte darf nicht die Zahl 
der unehelichen Geburten vergleichen mit der * mit glei⸗ 
chem Grunde könnte er eine Vergleichung anſtellen zwiſchen der Zahl der 
unehelichen Geburten und etwa der Ziffer des Viehſtandes (Heiterkeit). Die 

age, um die es ſich hier handelt, wird nur entſchieden durch Zuſammen⸗ 

tellung des ER dee der unehelichen zu den ehelichen Geburten; und 
die ſpricht wahrlich ſehr wenig zu Gunſten Mecklenburgs. Allerdings iſt 
dieſe Debatte unerquicklich; aber wer hat ſie denn veranlaßt? Der Herr 
Redner aus Mecklenburg, der uns mecklenburgiſche Zuſtände anpries. Der 
Hr. Bevollmächtigte aus Mecklenburg möge aus dieſer Debatte zweierlei ler: 
nen, erſtens nämlich, nicht Dinge zu behaupten, die nicht wahr ſind, und 
ſodann nicht durch Anpreiſung mecklenburgiſcher Zuſtände die Vergleichung 
mit anderen Ländern zu provociren. Ich war durch die geſtrige beſtimmte 
Behauptung des Herrn, daß das Verhältniß in Mecklenburg und Sachſen 
ein gleiches ſei, ſo frappirt, daß ich nicht wagte, den Mund aufzuthun, um 
ihm zu widerſprechen, denn ich glaubte, er würde doch nicht ſo beſtimmt auf⸗ 
treten, wenn er ſeiner Sache nicht ganz ſicher wäre. Als ich zu Hauſe in 
meinen Büchern gachſah, wurde mir klar, daß ich nur zu beſcheiden geweſen 
wax. Ich habe aber zugleich die Lehre gewonnen, daß man ſich durch den 
Anſchein officieller Sicherheit nicht ſoll täuſchen laſſen. b 
N a Baſlewitz leugnet, daß er mecklenburgiſche Zuſtände ange: 
\ rieſen habe. 95 N 5 N 
Kur lc v. Müller iſt ſich keines Widerſpruchs zwiſchen feiner ge⸗ 
ſtrigen und heutigen Ausführung bewußt; er babe auch geſtern nur von dem 
Verhältniß der unehelichen Geburten zur Bevölterungsziffer geſprochen. 

Darauf wird dieſer Gegenſtand fallen gelaſſen, mot, 

Eine Anfrage des Abg. Lasker nach den Ausſichten, die eine Emana⸗ 
tion des Felder e de noch in dieſer Seſſion habe, beantwortet 
Präſident Delbrück dahin, daß die Civilproceßordnungs⸗Commiſſion ihren 
Bericht über das Genoſſenſchaftsgeſetz vollendet habe, und daß derſelbe wahr⸗ 
ſcheinlich ſchon morgen gedruckt fein werde. Er werde keinen Anſtand neh⸗ 
men, den Vorſitzenden des Bundesrathes 2 bitten, dieſen Bericht ſofort auf 

ie Tagesordnung des Bundes raths zu ſetzen, worauf der bezügliche Be⸗ 
chluß des Bundesraths dem Reichstage ſofort mitgetheilt werden würde. 

Schluß der Sitzung 2 Uhr. Nächſte Sitzung Freitag 10 Uhr. Tagesord⸗ 
nung: 1). Abſtimmung über das Geſetz betreffend die Quartierleiſtungen. 
3) Desgleichen über das Gewerbegeſetz. 3) Desgleichen über das Geſetz ber 
treffend einige Verhältniſſe der Bundesbeamten. 4) Dritte Berathung über 
das Geſetz betreffend die Rechnungs⸗Reviſions⸗Behörde. 5) Desgleichen über 
das Spielbankengeſetz. 6) Zuſammenſtellung des Hausbaltsetats für 1869. 


122 


« 


7) Wahl der Reichstagsmitglieder für die Bundesſchulden⸗Commiſſion. 
8 Wen über den Antrag Genaſt Fries. 9) Berathung über den An⸗ 
trag Graf Münſter. 8 


Berlin, 18. Juni. und e 3]. Se. Majeſtät der König hat dem 
Wirllichen Geheimen Rath und 8 der Provinz Schleſien, 
reiherrn v. Schleinitz, den koͤnigl. Kronenorden erſter Klaſſe mit dem 
maille⸗ Bande des Rothen Adlerordens mit Eichenlaub, ferner dem Regie⸗ 
krungs⸗Rath v. Tiedemann zu Merſeburg den Charakter als Geheimer 
Megierungs⸗Rath, und dem den Face und Salarienkaſſen⸗Con⸗ 
troleur Hof in Langenſalza den Charakter als Rechnungs⸗Rath verliehen; 

den Ober⸗Bürgermeiſter Bredt zu Barmen, der von der dortigen Stadtver⸗ 


9 


8 er . 
1820. j 
orbneten - Verfammlung getröffenen Wiederwahl gemäß, als Bürgermeifter 
der Stadt Barmen für eine fernerweite zwölf en Amtsdauer beftätigt 
und t den Titel „Geheimer n 3 = Rath” verliehen; ſowie 
den Juſtiz⸗Rath Arndts, den Kaufmann Welf 9 und den Hauptmann a. D. 
Münſter zu Weſel, der von der dortigen Stadtverordneten⸗Verſammlun 
getroffenen Wahl gemäß, als unbeſoldete Beigeordnete der Stadt Weſel au 
die geſetzliche ſechsſährige Amtsdauer, und den Advokaten Sprung zu Köln, 
der von der Stadtverordneten⸗Verſammlung zu Elberfeld getroffenen Wahl 
gemäß, als beſoldeten Beigeordneten der Stadt Elberfeld für die geſetzliche 
zwölfjährige Amtsdauer beſtätigt. 

Der Tribunals⸗Referendarius a. D. Dix iſt als Geheimer expedirender 
Secretär bei dem königlichen Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffent: 
liche Arbeiten r Ma worden. — Der n grafic Stolberg’ihe 
Bergmeiſter Carl Bernhard Riehn ift, unter Beibehaltung des Charakters 
als Bergmeiſter, um königlichen Berg⸗Revierbeamten ernannt und ihm die 
Verwaltung des Berg⸗Reviers Stolberg am For übertragen worden. — 
Die Rechtsanwalte und Notare Becherer in Namslau und Loewy in 
Oſtrowo ſind unter Beilegung des Notariats im Departement des Kammer⸗ 
gerichts als Rechtsanwalte an das hieſige Stadtgericht, mit Anweiſung ihres 
Wohnſitzes hierſelbſt, verſetzt worden. — Der Notar Portmans in Caſtel⸗ 
laun iſt in den? . Ratingen, im Landgerichts⸗Bezirke 
Düſſeldorf, mit Anweiſung feines Wohnſitzes in Waun; verſetzt worden. 
— Dem dirigirenden Arzt an der Charité, Profeſſor Dr. Joſeph Meyer, 
iſt die Direction der medieiniſchen Poliklinik der hieſigen Univerſität über⸗ 
tragen worden. 

Dem Zymotechniker W. Singer in Berlin iſt unter dem 15. Juni 1868 
ein Patent auf einen Eſſigbilder auf fünf Jahre ertheilt worden. 

Berlin, 18. Juni. [Se. königl. Hoheit der Kronprinz] 
iſt von der Inſpieirungsreiſe nach Stettin, Pyritz und Stargard geſtern, 
Mittwoch Nachmittag 4 Uhr, im Neuen Palais zu Potsdam wieder 
eingetroffen. N 

[Se. Excellenz der Miniſter⸗Präſident Graf von Bis: 
marck⸗Schönhauſen! iſt, nach eingegangener telegraphiſcher Nach⸗ 
richt, geſtern Abend um 8 Uhr auf Schloß Varzin angekommen. 

(St.⸗Anz.) 

[Die Conſiſtorien in ten] Auf Ihren Bericht vom 8. d. M. 
genehmige Ich hierdurch, daß die zur Zeit im Regierungsbezirk Caſſel de⸗ 
ſtehenden drei evangeliſchen Conſiſtorien in Caſſel, Marburg und Hanau, 
zu einem gemeinjchaftlichen, der Aufſicht des Miniſters der geiſtlichen zc. 
Angelegenheiten unterſtellten Conſiſtorium, welches ſeinen Sitz in Marburg 
haben und feine amtliche Thätigkeit auf alle zum Regierungsbezirk Caſſel 
gehörigen Landestheile erſtrecken ſoll, vereinigt werden. Bei der Zuſammen⸗ 
ſetzung des Conſiſtoriums iſt auf eine Vertretung der verſchiedenen Confeſ⸗ 
ſionen Rückſicht zu nehmen. Daſſelbe hat die Aufgabe, das Recht der ver⸗ 
ſchiedenen Confelfinhen und der in einem Theile des Landes beſtehenden 
Union, ſowie die auf dem Grunde dieſes Rechts ruhenden Einrichtungen zu 
ſchützen und zu pflegen. Es beſchließt in den zu feiner 1 7 jelan⸗ 
genden Angelegenheiten collegialiſch nach Stimmenmehrheit feiner Mitglieder, 
In ſolchen Sachen jedoch, welche das Bekenntniß unmittelbar berühren, iſt 
die confeſſionelle Vorfrage lediglich nach den Stimmen der Mitglieder der 
betreffenden Confeſſion zu entſcheiden. Das Collegium hat alsdann dieſe 
Entſcheidung ſeinem Geſammtbeſchluß zu Grunde zu legen, oder, wenn Be⸗ 
denken dagegen obwalten, die Sache zu höherer Entſcheidung vorzutragen. 
Der vorſtehende Erlaß iſt durch die ecm g u veröffentlichen, und 
haben Sie wegen Ausführung deſſelben das Srforberliche anzuordnen. 

Schloß Babelsberg, den 13. Juni 1868. ilhelm. 


von Mühler. 
An den Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
[Das Geſetz, betreffend den Betrieb der ſtehenden Ge⸗ 
werbe, ] lautet nach den Beſchlüſſen des Reichstages wie folgt: 
§ 1. Das den Zünften und den kaufmänniſchen Corporationen zustehende 


5 Ware e vom Betriebe eines Gewerbes auszuſchließen, iſt aufgehoben. 


„Für den Vetrieb eines Gewerbes iſt ein Befähigungsnachweis nicht 
mehr erforderlich. e findet jedoch bis auf Weiteres keine 
Anwendung auf den Gewerbebetrieb der Aerzte, Apotheker, Hebammen, Advo⸗ 
caten. Notare, Seeſchiffer, Seeſteuerleute und Lootſen. So weit in Betreff 
der Schiffer und Lootjen auf Strömen in Folge von Stgatsverträgen beſon⸗ 
dere e ekroffen ſind, behält es dabei ſein Bewenden. 

8 3. Die Mensch zwiſchen Stadt und Land in Da auf den 
Gewerbebetrieb und die Ausdehnung deſſelben hört auf. Die Beſchränkung 
der Handwerker auf den Verkauf der ſelbſtverfertigten Waaren wird aufge⸗ 
hoben. Der gleichzeitige Betrieb verſchiedener Gewerbe, ſowie deſſelben Ge: 
werhes in mehreren Betriehs⸗ oder Verkaufslocalen iſt geſtattet. 
8.4. Jeder Gewerbtreibende darf hinfort Geſellen, W Lehrlinge 
und Arbeiter jeder Art und in beliebiger Zahl balten. eſellen und Ge⸗ 
hilfen ſind in der Wahl ihrer Meiſter oder Arbeitgeber unbeſchränkt. 
F. 5. Der Betrieb eines Gewerbes, zu deſſen Beginn nach Maßgabe 
der beſtehenden Landesgeſetze eine polizeiliche Genehmigung nicht erforderlich 
iſt, kann fortan nur im Wege der Bundesgeſetzgebung von einer ſolchen Ge⸗ 
nehmigung, abhängig gemacht werden. 5 

§ 6. Das gegenwärtige Geſetz findet keine Anwendung auf die Beſtim⸗ 
mungen der e 1) über Erfindungspatente; 2) über das Berg⸗ 
weſen; 3) über die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter; 4) über den Verluft 
der Befugniß zum Halten von Lehrlingen als Zola ſtrafgerichtlichen Er⸗ 
kenntniſſes; 5) über die Berechtigung der Apotheker, Gehilfen und Lehrlinge 
anzunehmen; 6) über den Betrieb öffentlicher Fähren; 7) über das Ab⸗ 
deckereiweſen. 0 N 

Gotha, 18. Juni. [Der Speciallandtag] nahm das Stem⸗ 
pelſteuer⸗Geſetz mit dem Zuſatz an, daß auch die Mitglieder des her⸗ 
zoglichen Hauſes der Stempelſteuerpflicht unterliegen ſollen. Der Staats: 
miniſter v. Seebach hat hiergegen remonſtrirt und telegraphiſch In⸗ 
ſtruction vom Herzog in Coburg eingeholt. Die bereits beſchloſſene 
Vertagung des Landtages iſt in Folge deſſen aufgeſchoben worden. 


München, 18. Juni. [Der Südbund.] Die „Correſpondenz 
Hoffmann“ meldet officiss: Die baieriſche Regierung acceptire den 


Südbund, wenn derſelbe den ganzen Süden umfaſſen, feine ifolixte, 


Stellung einnehmen und ſich nicht an das Ausland anlehnen würde. 
Oeſterreich. 

Wien, 18. Juni. [Bodenereditbank.] Die Regierung hat 
den belgiſchen Financier Langrand⸗Dumonceau autoriſirt, in Wien eine 
Bodenereditbank zu gründen. } 

Spanien. 

Madrid, 9. Juni. [Beiſetzung O' Donnels.) a 

Tagen wurde der Sarg des Marſchalls O'Donnel in der Kirche von 


Atocha erhoben und an die Stelle gebracht, wo die Leiche endlich Ruhe] 


finden und ſein Denkmal errichtet werden ſoll. Der kirchlichen Feier 
wohnten faſt alle politiſchen Perſönlichkeiten bei, 

[Handelsvertrag. — Panzerfregatten.] Durch ein könig⸗ 
liches Decret wird beſtimmt, daß der Handelsvertrag, welcher zwiſchen 
dem Norddeutſchen Bunde und Spanien abgeſchloſſen worden, 
auch auf die Philippinen, Cuba und Puerto⸗Rico Anwendung finden 
ſoll. — Auf den ſpaniſchen Schiffsbauplätzen herrſcht große Thätigkeit, 
man baut Panzerfregatten; es heißt, eine der drei Kriegsſchiffs⸗Diviſio⸗ 
nen werde nach Civitavecchia auclaufen; das iſt nun aber ſchon fo oft 
geſagt worden, daß es Niemand mehr glaubt. 

[Vom Hofe.] Die Spanier freuen ſich, daß ihre Infantin Iſa⸗ 
bella, die eben vermählte Gemahlin des Grafen von Girgenti, zu Rom 
ſtets in gelb und weiß, den päpſtlichen Farben, öoͤffentlich erſcheint. Die 
Königin⸗Mutter reiſt in der Provinz Aſturien, man ſagt, auf Wunſch 
des Miniſteriums, während die Infantin Luiſa, Herzogin von Mont⸗ 
penſier, mit ihrer Familie ins Ausland reiſen wird, um dem Gerede 
von einer „Orleaniſtiſchen“ Bewegung ein Ende zu machen. Der ab: 
getretene Staatsminiſter Arrazola hat das goldene Vließ erhalten. 

f Niederlande. 

Haag, 14. Juni. [Die zweite Kammer] hat mit Ausnahme 
des Budgets für das Departement des Auswärtigen, wofür ein neuer 
Entwurf in der geſtrigen Sitzung eingebracht worden, jetzt die ſämmt⸗ 
lichen Budgetgeſetze angenommen. Der Finanzminiſter Herr van 
Boſſe erklärte in der geſtrigen Sitzung ganz im Gegenſatze gegen die 


. 


Vor etlichen 4 


Tendenzen des vorigen Miniſteriums, die Regierung wo seifrigft 
beftreben, die kirchlichen Angelegenheiten von den p en des 
Staates vollkommen zu trennen, die Kirche ſo unabhängig vom Staate 
zu machen wie moglich, wenn das auch nicht ganz plötzlich und ſchnell 
vollzogen werden könne; deshalb werden auch die unter dem vorigen 
Miniſterium errichteten beſonderen Departemens für den reformirten 
und den katholiſchen Cultus wieder eingehen. Es brachte dieſe Erklä⸗ 
rung natürlich die Vertreter der beiden extremen kirchlichen Richtungen 

in Harniſch und es fand ſich eine überraſchende Uebereinſtimmung 
zwiſchen den orthodoxen Proteſtanten, den ſogenannten Antirevolutionä⸗ 
ren und den Ultramontanen, die durchaus die Kirche an den Staat 
gebunden, oder vielmehr letzteren an die Kirche gebunden erhalten wollen, 
obgleich noch vor wenigen Jahren dieſe Parteien für die äußerſte Selbſt⸗ 
ſtändigkeit und Unabhängigkeit der Kirchen auf's Lebhafteſte eintraten. 
Die Berathung wegen des Geſetzes über die Wege und Mittel gab f 
auch Veranlaſſung zu einigen Bemerkungen über die Kolonialpolitik, 
von welcher die conſervativen Parteien behaupten, daß die Liberalen die 
Einkünfte aus den Kolonien zu Grunde richten würden. Es wurde 
bei dieſer Gelegenheit dargethan, daß alle Culturmonopole außer denen 
auf Zucker und Kaffee bereits abgeſchafft worden ſind, und zwar unter 
conſervativen Miniſterien, weil ſie keinen Ertrag lieferten. Von liberaler 
Seite iſt man der Ueberzeugung, daß auch das Freigeben der Kaffee⸗ 
cultur den Staatseinkünften keinen Schaden bringen werde, und daß 
die Zuckerpflanzungen ſo große Koſten verurſachen, daß der Gewinn 
daraus ſehr zweifelhaft iſt. Uebrigens handelt es ſich bei dem ſtreitigen 
Colonialgeſetze gar nicht um die Aufgabe der beſtehenden Plantagen, 
ſondern nur um die Benutzung unbebauter Terrains, welche der Pri⸗ 
vateultur überwieſen werden ſollen. 

Amerika. 

Newyork, 10. Juni. [Die Schwierigkeiten gegen Ein⸗ 
führung des internationalen Münzſyſtems, ] wie ſolches von 
der Conferenz in Paris vorgeſchlagen war, ſind nunmehr, wie der 
Londoner „Times“ von hier mitgetheilt wird, gehoben. Bekanntlich 
war vor Kurzem der Verſuch, das genannte Syſtem im Repräſen⸗ 
tantenhauſe zur Annahme zu bringen, an der Differenz von 3 Cts. 
geſcheitert, die zwiſchen der alten Goldmünze und der neuen beſteht, 
dem erwähnten Telegramm zufolge ſoll nun die damals eingebrachte 
Bill in folder Weiſe amendirt fein, daß die Annahme des internatio⸗ 
nalen Münzfußes mit Sicherheit zu erwarten fet. 

[Im Senate] wurde die Bill angenommen, welche die von der 
Regierung abgeſchloſſenen Contracte, in denen ausdrücklich Geld⸗ 
zahlung ſtipulirt iſt, legaliſirt. 

[Der Congreß!] ernannte eine Commiſſion, um die Amende⸗ 
ments zur Arkanſas⸗Bill (welche die Bedingungen des Wiederein⸗ 
tritts von Arkanſas in die Union enthält) zuſammenzuſtellen. 

[Der Finanzminiſter Mac Culloch! hat verboten, daß die 
Panzerſchiffe „Oneota“ und „Katawha“, die zum Verkauf von 
Peru beſtimmt waren, den Hafen von New⸗Orleans verlaſſen dürfen. 

[Feniſches.] Man meldet, daß in St. Albans eine Zuſammen⸗ 
rottung von Feniern ſtattfinde. 


Provinzial - Zeitung. 


Breslau, 19. Juni. Angekommen: Se, Erlaubt Graf zu Stolberg: 
N e, Matten 3 5 8 e Graf Braſſ 1 
e St. Simon, fönigl. preuß. Geſandter an der Ottomani 
eie re Be v. Langer, Se re ar * aus 
[Lebensrettung.] Am 17. d. Mts. Mittags ſtürzte die 12jähri 
Tochter des in der Adolſſtraße wohnenden Schneiders 5. während, Aeg 
am ſog. Fuchsſpeicher Waſſer in der Oder einſchöͤpfen wollte, in den Strom, 
Die mit anweſende J0jährige Schweſter derſelben wollte ſie retten, At indeß 
aus und fiel ebenfalls in die Oder. — Glücklicherweiſe befand ſich ein biefi> 
ger Tiſchlergeſelle, Namens Schirmer, ſowie eine zweite dem Namen nach 
ungekannte männliche Perſon in der Nähe, welche den Hülferuf der Verun⸗ 
99475 12985 ſofort hinzueilten und beide Kinder noch lebend wieder ans 
and brachten. E ak 
[Exceß und Körperverletzung] Am 14. d. Mts. 10 der 
J. Stunde 7 1 in der Antonienſtraße mehrere Handwerks nge in 
treit. Hierbei kam es dann auch zu Thätlichkeiten, welche ſoweſt gingen, 
15 en F eine nicht unbedeutende Stichwunde an der | 
and erlitt. 1 g 
[Verhaftung] Heute Morgen iſt der Sattlergeſelle Wilhelm Pohl, 
ein Complice des bekannten Lehmann und Hirſch, nachdem er noch en 
bedeutenden Diebſtahl auf der Bohrauerſtraße 7957 70 ſeitens der ftäptiichen 
olizeibebörde verhaftet worden. Außerdem iſt derſelbe verdächtig an dem 
iebſtahl der Domlaſſe und anderen dedeutenden Diebſtählen ſich betbeiligt 
zu haben. } (Br. Int.⸗Bl. 
[Feuer.] In einer Stube des Hauſes elbe aße zur „Friedrichs⸗ 
burg“ entſtand heute Mittag dadurch Feuersgefahr, daß dürch einen aus 
dr Ofen gefallenen brennenden Spahn die umherliegenden Hobelſpähne in 


rand gerathen waren. Die von Station Nr. 6 (Scheitnigerſtraße) benach⸗ 
ichtigte Feuerwehr, fand die Gefahr bereits beſeitigt. f ’ 
[Wintergarten.] Durch die Hinwegnahme der Sommerbühne hat 
der Garten viel an Raum gewonnen, aber auch der bei eintretendem Regen⸗ 
wetter wie auch für die Winter⸗Saiſon viel zu winzige Saal ſoll einen groß⸗ 
artigen Umbau erfahren. Wir berichteten ch daß die Geſellſchaftsbüyne 
ſortgenommen werden ſoll. Hinter der Bühne giebt es bekanntlich noch eine 
Saaleslänge Raum, in dem ſich bis 10 die Küche und Speiſekammern, und 
das Glashaus befinden. Alles dies ſoll hinweggenommen und der Saal 
um das Doppelte verlängert werden. Die entſprechende ſymmetriſche Breite 
dann demſelben, wahrſcheinlich nach der Gartenſeite hin zu geben, wird man 
dabei nicht verabſaumen. Die Colonnape an der Nordſeite des Saales ſoll 
ebenſo wie der Billardſaal mit den Weinſtuben in der bisherigen Bauart 
verbleiben. Und damit das Innere durch ein anzubringendes Concertpodium 
gar keine Verengung erfährt, beabſichtigt man dieſelbe als Anbau (kapellen⸗ 
rtig) am Saale nach dem Garten zu anzubringen, wahrſcheinſich ſo, daß 
3 für die Winter⸗ und Sommer⸗Concerke durch eine einfache Vor⸗ 
richtung brauchbar gemacht werden kann. 
| S8. en en An einem I 1 
kann von hier nach Bartheln in Begleitung feiner drei Kinder gegangen, 
m dort zu angeln. Als er nach einer andern Stelle gehen wollte, hatte er 
as Unglück, in das 1 au ſtürzen. Einem herbeieilenden Manne, u 
dem Verunglückten eine Angelſtange zureichte, gelang es nicht, denſelben 
retten und einen geh Anblick boten die laut jammernden Kinder, melde 
1 Todeskampfe des Vaters zuſehen mußten. Geſtern ma ts 


der letzten Nachmittage war ein 


in Arbeiter auf der Uferſtraße einen Karren mit Pflaſterſteinen vor ſich, wo⸗ 
ei er aber ausglitt und ſo unglücklich hinſtürzte, daß er dabei einen 18 
chen Rippenbruc erlitten und in ſeine in der 4 belegene Wohn ng 

rletzung jo gefährlich, 


eſchafft werden mußte. Spater zeigte ſich aber die 
aß er ins Hoſpital übergeführt wurde. — Vor einigen Tagen hat den Strom: 
eiſter Ender in Oppeln ein bedauerlicher Unfall betroffen. elbe wollt 


er auf dem Grunde liegenden Fiſche mittel 

prengöl auf die Oberfläche treiben, um ſie beſſer einfangen A, Da 

as Sprengol nicht explodirt war, zog er dieſes wieder heraus und als er 
unterſuchen wollte, explodirte es mit ſolcher Gewalt, daß ihm die rechte 

and abgerifien und weit fort geſchleudert wurde. 7 

[polizeiliches] Am geſtrigen Tage ſuchle hier ein fremder Schif⸗ 

fer im Rathhauſe das Armenbureau auf, um für ſeine im hieſigen ſtädiſſchen 

8 untergebrachte e die nöthigen Armengelder . le * 

d * *. 


konnte das Buregu nicht ſogleich finden, doch bot ihm ein dort 
Mann, der in dem weitläuftigen alterthümlichen Gebäude sen 
chiffe geben, zu welchem Behufe er ein wohlgefülltes Mängel bei ſich führer 
worin Fine ganze Habſeligkeiten enthalten waren. Er hielt es nicht für 
ſchicklich, mit dieſem Ränzel in die Amtsſtube zu geben, doch ! in 
efreien 75 
ines Aufenthaltes im Bureau übernaym. Nach ſchnell m Ar 


ei in einem Waſſerloche am Uf 


* 
1 


nger 
eſcheid wußte, feine Dienſte an. Es war dies ein zwelfaches Glück 
er fremde Schiffer wollte nach Abwickelung dieſer Bezahlung alsba 
a te, ſein 
ienſtfertiger Begleiter ihn auch aus dieſer augenblicklichen Verlegen , 
ndem er die Ueberwachung dieſer Häbfeligteiten 7 5. 1 
erledig ine 17 * 


. . % 
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| 
} 
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2 8 Schiffer die Amtsſtube, um dem gutmüthigen Wächter ſeinen 
Jan 1 bie ihm erwieſene Gefälligteit auszuſprechen, doch war leider der⸗ 
9001 ſammt dem Ränzel verſchwunden. Der durch den Treubruch und den 

iehſtahl in Schrecken geſetzte Schiffer brachte nun die ganze Criminalpolizei 
in Alarm, und gelang es in der That auch ſchon am Abende dem Polizei⸗ 
ſergeanten Wißmach den Schuldigen in der Perſon des ſchon beſtraften 

e a 0 M. zu ergreifen, während die Recherchen nach den noch theil⸗ 
weiſe fehlenden Sachen ihren Fortgang nahmen. — Auch naive Diebinnen 
giebt es, denn als ſolche muß wohl diejenige Dirne bezeichnet werden, welche 
unlängſt einer Dame in der Tauenzienſtraße einen vollſtändigen eleganten 
an e ſtahl, und ſich damit von Kopf bis zu den Zehen bekleidete. Nach⸗ 
dem die Thäterin ermittelt wurde, liegt der vielgeplagten Criminalpolizei 
auch noch die ſaure Pflicht ob, die zur noblen Dame Metamorphoſirte auf 
ihr 175 Niveau herabzubringen, indem ſie ihr die alten Kleider wieder 
herbeiſchaffen muß, damit der Diebin die geſtohlenen Kleidungsſtücke abge⸗ 
nommen und fie mit anderen bekleidet werden kann. — Ein jähriges 
1855 wurde geſtern in einem Gehöft an der Kreuzkirche in dem Augen⸗ 
blicke ertappt, als es mit ſechs jungen Hühnern davoneilen wollte. Dem 
Eigentbümer der Hübner, einem Dreſchkenkutſcher, war erſt unlängſt eine 
große Anzahl von Federvieh geſtohlen worden, und iſt es nicht unwahrſchein⸗ 
lich, daß auch dieſen Diebſtahl die nämliche jugendliche Diebin ausgeführt 
haben mag. Den Diebſtahl will fie auf Geheiß ihrer Mutter, gegen die jetzt 
Feſtſtellungen im Gange find, begangen haben. — Dem Reſtcurateur im 
„Helm“ auf der Nikolaiſtraße wurde unlängſt ein Brillantring, ein Zehn: 
tb lexſchein und einige Thaler Silbergeld, die letztere in verſchiedenen Spar: 
büchſen aufbewahrt waren, geſtohlen. Der Verdacht des Diebſtahls fiel jo: 
gleich auf das aus dem Dienſt entlaſſene Kindermädchen, welches aber bis 
ist in ihrer Heimath F. noch nicht eingetroffen war. Von Seiten der 
ieſigen Criminalpolizei wurde jedoch wiederholt an das dortige Landraths⸗ 
Amt Nachfrage gehalten, von wo geſtern die Mittheilung eintraf, daß die 
Verdächtige endlich angelangt und bei ihr Nachſuchung abgehalten worden 
iſt. Hierbei wurde nun auch richtig der geſtohlene Brillantring, ſowie beinahe 
eee des N Geldes vorgefunden. Für die fehlende Summe 
hat ſie ſich, nach ihrem eigenen Geſtändniß, theils Kleidungsſtücke gekauft, 
theils die nöthigen Ausgaben zu ihrem Lebensunterhalte davon beſtritten. 
Es erfolgte ihre ſofortige Verhaftung. 


Breslau. [Medieiniſche Section der ſchleſ. Geſellſchaft für vaterl. 
Cultur.] In der Sitzung vom 7. Febr. berichten die Herren Med.⸗Rath 
Spiegelberg und Profeſſor Dr. Waldeyer über eine Anzahl von ihnen 
angeſtellter Verſuche, betreffend die Veränderungen von abgeſchnürten Uterus⸗ 
tüden und Brandſchörfen in der Peritonnalhöhle von Hunden. Als weſent⸗ 
ichſtes Reſultat ergab ſich, daß dieſelben weder der Nekroſe verfallen, noch 
in ihrer Umgebung irgend welche e entzündliche Proceſſe erregen. 
— Darauf demonſtrirte Herr Prof. Waldeyer eine Leber, die innerhalb 
zahlreicher kleiner pſeudomelanotiſcher Flecke Bacteriencolonien zeigte. 

In der Sitzung vom 6. März reſerirte Herr Prof. Dr. Waldeyer über 
die neueren Unterſuchungen Buhl's, v. Recklinghauſen's und Cohnheim's, 
betreffend die Entzündungs⸗ und Eiterungs⸗Vorgänge. Die von Cohnheim 
gemachten Angaben, nach welchen bei eitrigen Entzündungen des Meſenteriums 


der Fröſche die Eiterkörperchen aus dem Venenblut abſtammen, indem deſſen 


Er 


farbloſe Körperchen durch die unverletzte Gefäßwandung austreten, konnte 
der Vortragende nach ier Unterſuchungen beſtätigen. 
Sitzung vom 20. März. Hr. Sanitätsrath Viol ſtellte den mit völli⸗ 
gem Defect der oberen Extremitäten gebornen Hrn. Ungethan vor. — Heu 
r. phil. Eich hielt als Gaſt einen Vortrag über Stammeln und Stottern. 
Sitzung vom 24. April. Prof. Heidenhain hielt einen Vortrag üben 
Reforption und Secretion in der Leher. Derſelbe iſt bereits in extenso ih 
dem 4. Hefte der „Studien des phyſiologiſchen Inſtituts zu Breslau“ mit⸗ 
getheilt. — Prof Förſter und Dr, Freund machten einige kleinere Mit 
theilungen. Förſter. Heidenhain. 


Breslau, 17. Juni. [Schwurgericht.] Die Staatsanwaltſchaft 
vertrat Staatsanwalt Fuchs. 

Unter der Anklage der Urkundenfälſchung erſchien der Handlungslehr⸗ 
ling Carl Auguſt Herrmann Frentzel aus Oppeln. Derſelbe bemerkte am 
2. April d. J., zu welcher Zeit er ſich conditionslos hier aufhielt, in ver 
3 des Haupt⸗Poſtamts einen für die Handlung Müller u. Comp. 
beitimmten Poſtauslieferungsſchein über einen Geldbrief mit 430 Thlr. In 
Folge deſſen beauftragte er den Padirärer Adler, ſich dieſen Schein aus 
Dänbigen zu laſſen. Dies geſchah und Frentzel vollzog den Schein mit de 
Unterſchrift Müller u. Comp. und einem Siegelring mit den Buchſtabe 
M. G. Inzwiſchen hatte Adler, weil ihm die Sache verdächtig vorkam, 
den Kaufmann Müller ſowohl, wie den gerade functionirenden Secretär 
Tſchenk von der muthmaßlichen Abſicht des Frentzel in Kenntniß 'gefept 
und dieſer erhielt nun zwar den ſchweren Geldbrief eingehändigt, nicht ohne 
daß ihm verſelbe indeſſen alsvald wieder ab⸗ und er ſelbſt feſtgenommen 
worden wäre. Da er ene a war, wurde er, ohne Zuziehung der ‚Ge; 
ſchworenen, unter Annahme mildernder Umſtände, zu 3 Monaten Gefängniß 
und 5 Thlr. Geldbuße, event. noch 3 Tagen Gefängniß verurtheilt. } 
Unter der Anklage der wiederholten vorſäßtzlichen Brandstiftung erſchien 
die unverebelichte Chriſtiane Langner ans Dyhernfurt. Am Abend des 
8. Mai d. J. war die unverehelichte Albertine Titze mit ihren beiden 
Schweſtern auf ihrer Beſitzung in Dyhernfurt mit dem Melken der Kühe 
beſchäftigt und hierbei war die Langner zugegen geweſen, welche ſich nur 
einmal entfernt hatte um nach den Kartoffeln in der Küche zu ſehen. Bald 
darauf rief fie der Albertine Titze zu, ſie ſolle aus dem Stalle heraus“ 
kemmen, weil es in der Scheune brenne. Die Titze ging in die Scheune 
aus der ihr dicker Rauch entgegenkam. Man nahm wahr, daß das Heu 
unten brannte und e daſelbſt mehrere verkohlte Steinkohlenſtücke. Das 
Feuer ſelbſt wurde ſehr leicht unterdrückt. anderen Tage Nachmittags 
um 3 Uhr war man nicht ſo glücklich. Es brach wiederum Feuer in der 
Scheune aus und dieſe brannte nedſt den Stallgebäuden nieder. Auch das 
Wohnhaus war in Gefahr, die nur durch die glückliche Windrichtung 
beſeitigt wurde. Der Verdacht bezüglich dieſer beiden Brandſtiftungen gegen 
die Angeklagte ſtützte ſich allerdings nur auf Umſtände, die ſowohl einzeln 
an ſich, als in ihrer Geſammtheit betrachtet, als eine ſehr bedenkliche Baſis 
für die Anklage erſchienen. Außer den in der gegebenen Sachdarſtellung 
liegenden Momenten kam lediglich ein vor der Polizeibehörde in Dyhernſur 
abgegebenes Geſtändniß hinzu, bezüglich deſſen die Angeklagte jedoch be 
hauptete, daß es ihr durch Schläge erpreßt worden ſei und das fie deshalb 
widerrief. Wenn nun auch von den betreffenden Polizeibeamten bekundet 
wurde, er Schläge nicht angewendet worden jeien, fo blieb doch immer 
nur ein polizeiliches widerrufenes Geſtändniß übrig, dem Beweiskraft beizu⸗ 
meſſen in einer jo ſchweren Anklageſache doch mehr als gewagt erſchien, zur 
mal das Motiv der That nicht nachgewieſen war. Denn die Angeklagte 
ſollte zwar zu ihrer Dienſtherrſchaft, als dieſe einmal mit ihr unzufrieden 
war, gejagt haben, vaß fie den Dienſt aufgeben könne; indeſſen war hiermit 
weder ihre ausdrückliche auf Dienſtaufgabe gerichtete Abſicht noch eine Wei⸗ 

erung ſeitens der Dienſtherrſchaft nachgewieſen, ſo daß nicht erſt erſichtlich 
chien, warum ſie eine Nöthigung durch Feuer angewendet haben follte, ohne 
vorher eine ſolche mit Worten wenigſtens verſucht zu haben. f 

Seitens der königl. Staatsanwaltſchaft wurde die Schwäche des geführten 
Beweiſes keineswegs verkannt und den Geſchworenen anheimgeſtellt, ob fie 
nach dem Reſultate deſſelben zu einem Verdict auf Schuldig gelangen könn⸗ 
ten. Die Geſchworenen erkannten auf „Schuldig“. Der Gerichtshof er⸗ 
1000 auf 11 Jahre Zuchthaus und Stellung unter Polizeiaufſicht auf 

ahre. 


„ Görlig, 15. Juni, [Abſchluß der Stadthauptkaſſe für 1867.) 
Wenig erfreulich iſt das Bild unſerer Finanzlage, welches ein Einblick in 
den Finalabſchluß der hieſigen Stadthaupt alle gewährt. Der Magiſtrat 
jest elbſt, der Abſchluß ſei ein nicht günſtiger und erklärt dies aus dem 

mſtande, daß unter dem Druck der Nachwehen des Jahres 1866 die ein⸗ 
elnen 1 4 85 der Communalvermögensverwaltung nicht diejenigen Ueber⸗ 
| fie zu liefern vermocht haben, welche in früheren Jahren gan ge Ab⸗ 

lüſſe herbeiführten und zur Dotirung des Netivfonds, ſowie zur Beſtrei⸗ 
tung der außerordentlichen Ausgaben die Mittel darboten, und 2) aus dem 

achſen der Ausgaben und Zuſchüſſe, welche der Etat für die Zuſchuß er⸗ 
fordernden Verwaltungen vorausſetzte — einer Erſcheinung, welche in dem 
ſteten Wachſen der Stadt und den daraus folgenden ſteigenden Bedürf⸗ 
niſſen für die Centralverwaltung, das Schul, Armen⸗ und Polizeiweſen 
und außerordentliche Ausgaben ihre Begründung findet. Nachdem ſchon 
1866 ſtatt eines Ueberſchuſſes im ordentlichen Etat ein Deficit von 14,688 
Thlr. gebracht und im außerordentlichen Etat einen Zuſchuß von 
196,036 Thlr. gefordert hotte, hätten ſchon im vorigen Jahre Schritte ge⸗ 
than werden ſollen, um das Defieit zu decken, das ſich unter den gegen⸗ 
wärtigen Verhältniſſen vurch drei Jahre hinziehen wird. Nach Ueber⸗ 
ſchüſſen von 42,219 Thlr. 1802, 66,384 Thlr. 1863, 65,634 Thlr. 1864 und 
55,420 Thlr. 1865, Üeberſchüſſen, welche um 40— 55,000 Thlr. die etatmä⸗ 
ßigen Annahmen überſchritten, iſt das Defieit noch fühlbarer, als es ſonſt 
fein würde. Und ein Deficit iſt da, wenn auch die ordentliche Rechnung 
mit einem ſcheinbaren Plus von 13,691 Thlr. abſchließt; denn dies Re⸗ 
ſultat iſt nur durch Abſetzung der zur Schuldentilgung beſtimmten Summe 


x 
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von 28,650 Thlr. und durch Verwerthung von Naturalbeſtänden bei ein⸗ 
zelnen Specialverwaltungen erreicht und der Magiſtrat giebt ſelbſt die 
Summe, um welche ſich die financielle Lage der Kämmereikaſſe 1867 gegen 
das Vorjahr verſchlechtert hat, auf 28,151 Thlr. an. Die Reſtrechnung 
d. h. die Einnahmen und Ausgaben aus Vorjahren weiſt einſchließlich des 
36,822 Thlr. betragenden Baarbeſtands am Schluſſe des Jahres 1866 eine 
Geſammieinnahme von 46,260 Thlr., und 2798 Thlr. an Rückſtänden und 
eine Ausgabe von 2976 Thlr. und 1495 Thlr. an Rückſtänden auf, wonach 
43,284 Thlr, zur Deckung außerordentlicher Ausgaben verwandt werden 
konnten. In den ordentlichen Rechnungen finden ſich in den meiſten Spe⸗ 
cialberwaltungen Mindereinnahmen gegen den Etat. Solche Minderein⸗ 
nahmen haben die Allgemeine Verwaltung 1870 Thlr., die Kalkbrüche 
4,539, Thlr., die Ziegeleien 10,330 Thlr., die Forſtverwaltung einſchließlich 
der dazu W etwaltungen und der Sofahıfoertoaltind 29,298 Thlr., 
die Realſchule 460 Thlr., die Clementarſchulen 95 Thlr., die Turm: und 
Badeanſtalten 39 Thlr., die Armenpflege 5 Thlr., die Arbeitsanſtalt 363 
Thlr., die Armenbeſchäftigungsanſtalt 751 Thle., die Polizei 16 Thlr., die 
Verwaltung der Kämmereiactiven 267 Thlr. Mehreinnahmen weiſen nur 
auf die Verwaltung des Baumaterialiendepots mit 758 Thlr., die Domi⸗ 
nialverwaltung mit 150 Thlr., die der Teiche und Hälter mit 197 Thlr., 
des Grundeigentbums mit 1179 Thlr. der Gasanſtalt mit 4605 ar der 
Steinbrüche bei der Stadt mit 914 Thlr., des Packhofs mit 347 Thlr., des 
Theaters mit 53 Thlr., des Eiskellers mit 29 Thlr., des Gymnaſiums mit 
144 Thlr., der höh. Töchterſchule mit 45 Thlr., der Prov.⸗Gewerbeſchule 
mit 222 Thlr., der kirchl. Angelegenheiten mit 1415 Thlr. des Stadtkran⸗ 
kenhauſes mit 1292 Thlr., die Stadtſchuldenverwaltung mit 100 Thlr., und 
die Auguſtenſtiftung, Handwerkerſchule und Schulkinderbeſchäftigungsanſtalt 
mit 11 Thlr. Zuſammen ſind (11,464 Thlr. mehr und 48,037 Thlr. we⸗ 
niger! 36,573 Thlr. weniger vereinnahmt als veranſchlagt, nämlich 
459,876 Thlr. ſtatt 496,450 Thlr. Mehrausgaben gegen den Etat weiſen 
auf die Allg. Verwaltung mit 7937 Nb das Baumaterialiendepot mit 
2582 Thlr., Teiche und Hälter mit 53 Thlr., Grundeigenthum mit 365 Thlr., 
ſtädt, Steinbrüche mit 1737 Thlr., Eiskeller mit 187 Thlr., Gymnaſium 
mit 306 Thlr., Realſchule mit 707 155 höhere Toͤchterſchule mit 633 Thlr., 
Prov.⸗Gewerbeſchule mit 348 Thlr., kirchl. Angelegenheiten mit 219 Thlr., 
Armenpflege mit 642 Thlr., Stadtkrankenhaus mit 2007 Thlr., Zwangsar⸗ 
beitsanſtalt mit 439 Thlr., Kleinkinderbewahranſtalt mit 10 Thlr. Hand⸗ 
werkerſchule mit 45 Thlr., Stadtpolizei mit 420 Thlr., Activen mit 75 Thlr., 
zuſammen 18,764 Thlr. Minderausgaben finden ſich verzeichnet bei den 
Domainen mit 695 Thlr., Kalkbrüchen mit 3726 Thlr., den Ziegeleien mit 
7954 Thlr., der Forſtverwaltung mit 37,550 Thlr., der Gasanſtalt mit 
5151 Thlr., dem Packhof mit 59 Thlr., Theater mit 112 Thlr., Elementar⸗ 
ſchulen mit 888 Thlr., Turn⸗ und ae mit 23 Thlr., Armenbeſchäfti⸗ 
aungsanftalt mit 468 Thlr., Schulkinderbeſchäftigungsanſtalt mit 35 Thlr., 
Stadtſchuldenverwaltung mit 12,318 Thlr., zuſammen 69,028 Thlr. Die 
Ausgaben ſind ſomit um 50,264 Thlr. hinter dem Anſchlag zurückgeblieben; 
ſie haben 446,026 Thlr. ſtatt 496,290 Thlr. betragen. Der Bruttoüberſchuß 
belief ſich unter Berückſichtigung der veränderten Beſtandswerthe auf 
176,185 Thlr., der Bruttozuſchuß auf 173,387 Thlr. Es weiſen dabei auf 
einen höheren Beſtandswerth als 1866: das Baumaterialiendepot um 
1760 Thlr., Teiche und Hälter 13 Thlr. Ziegelei Glaſerberg 1588 Thlr., 
Forſtverwaltung reſp. Torfſtiche 5429 Thlr., Steinbrüche 711 Thlr. und 
Armenbeſchäftigungsanſtalt 286 Thlr., dagegen einen geringeren: Kalkbrüche 
919 Thlr., Ziegelei in Menker 1653 Thlr., Ziegelei in Görlitz 2816 Thlr., 
Gasanſtalt 3707 Thlr., Steinbrüche im Forſt 105 Thlr., Samendarre 
17 Thlr., Holzhofverwaltung 11,925 Thlr. Bei dem Bruttoüberſchuß find 
am ſtärkſten betheiligt die Forſtwerwaltung mit 93,612 Thlr., und die Gas⸗ 
anſtalt mit 41,498 Thlr., die ſtärkſten Zuſchüſſe nehmen in Anſpruch die 
Stadtſchuldenverwaltung mit 67,181 Thlr., die Allg. Verwaltung mit 
30,008 Thlr., Polizei mit 16,947 Thlr., die Elementarſchulen mit 15,000 
Thlr., Allg. Armenpflege mit 14,137 Thlr. 


Glogau, 18, Juni. [Rönne.] Der qu. Artikel des hieſigen „Nieder⸗P 


hen Anzeigers“, betreffend das Abſchiedsgeſuch des Vicepräſidenten Dr 
v. Rönne, lautet wortlich: „Wie uns mitgetheilt wird, ſoll unſer berühmter 
Mitbürger, der Vicepräſident des hieſ. Obergerichts, Herr Di. v. Rönne ſeinen 
Abſchied gefordert haben und werden die demſelben in der letzten Zeit zu Theil 
zewordenen Zurückſetzungen als die Veranlaſſung zu dieſem Schritt bezeichnet. 
Es iſt gewiß zu bedauern, daß dem Staatsdienſte eine jo ausgezeichnete Kraft 
entzogen wird, aber noch mehr iſt es zu beklagen, daß ein Mann, wie Herr 
Dr. v. Rönne zu einem ſolchen Schritte gezwungen wird. Wir behalten 
uns über die Umſtände, welche das Abſchiedsgeſuch des Herrn Dr, v. Rönne 
veranlaßt haben, weitere Mittheilungen vor.“ — So weit der „Niederſchl. 
Anzeiger“; wir haben der betrübenden Mittheilung nur noch beizufügen, 
daß das Abſchiedsgeſuch des Herrn Dr. v. Rönne ſich bereits in den Hände 

des Herrn Juſtizminiſters Leonhardt befindet, welcher daſſelbe in ſeiner ge 
gegenwärtigen N Jet auch acceptiren wird. Der hochgeehrte Herr hat ih 
ee einige Zeit nach Kallinowitz, einem Gute ſeines Schwiegerſohnes, 
begeben. 1 


Sagan, 17, Juni. [Mord.] Geſtern wurde hier durch die Umſicht uns 
ſerer tbätigen Polizei der Raubmörder berhaftet, welcher eine Wittwe in 
Wellersdorf am Montag ermordet und beraubt hatte. Es iſt ein noch ga 

junger Monſch, 25 Jahre alt und ſieht nicht im Mindeſten darnach aus, da 

nan ihm ein folches cheußſiches Verbrechen zutrauen könnte. Er iſt Stein: 
drucker, heißt Franz Langer und iſt aus Breslau. Er hat ſeine That mit 
allen ihren Einzelheiten eingeſtanden. Darnach iſt er Montag Früh von hier 
mit der Abſicht fortgegangen, die betreffende Wittwe zu beſtehlen reſp. zu 
berauben. Nachdem er angeſprochen und auch eine Gahe erhalten, würgte 
er im Hausflure die Frau mit der Hand, und als dieſe ſich wehrte und 
ſchrie, faßte er ſie bei den Haaren und ſchleuderte ſie verſchiedene Male mit 
dem Kopfe auf das Steinpflaſter des Flures; als das noch nicht half, 
bat er ihr mit einem Taſchenmeſſer den Garaus gemacht. Noth hat 
den Verbrecher nicht dazu getriehen, ſondern nur Arbeitsſcheu und 
Lüderlichkeit. Wie wir hören, ift feine Geliebte, aus einer berüchtigten, 
viel beſtraften Familie ſtammend, auch mit verhaftet worden und wird erſt 
die ii lehren, ob fie indirect an dem Verbrechen Theil gehabt hat. Der 
Raub hat 25 Thlr. betragen und iſt die Hälfte des Geldes hiervon noch 
vorgefunden worden. Die über und über mit Blut befleckten Kleider ſind 
don dem Mörder gar nicht erſt ausgezogen worden, ruhig hat er in ut 
ben geſchlafen und iſt in ihnen noch vor feiner Verhaftung mit ſeiner Ge⸗ 
liebten ſpazieren gegangen. Die weitere Unterſuchung wird in Sorau fort: 
geſetzt. (Nied. Ztg.) 


Aus dem Eulengebirge, 16, Juni, [Zur Tageschronik.] Die 
* für die durch eine Windhoſe in der Colonie Straßenhäuſer 
Verunglückten haben im Ganzen nur etwa 900 Thaler ergeben, eine Summe, 
die hei dem Umfange des Unglücks und der allgemeinen Hilfsbedfrftigkeit 
der Betroffenen unbedeutend ih Der Kreis Reichenbach bat mehr als die 
gs des ganzen Betrages beigeſteuert. — Bei dem geſtrigen Empfange 
Sr. Majeftät des Königs in Dittersbach hat ſich die Handelskammer für die 
Kreiſe eihenbah-Schmweipnig: Waldenburg in corpore betheiligt, — Die 
eg ar ſtehen im Allgemeinen in unſerer Gegend recht gut: Nur die 
auf hochgelegenen Aeckern ſtehenden Winterſaaten find einigermaßen zurück⸗ 
onen. Die Gegend um Peterswaldau, Langenbielau in der 
Richtung nach Silberberg iſt von Hagelſchaden ſchwer heimgeſucht. Wie ſich 
letzt herausſtellt, iſt der Schaden ein weit größerer, als es anfangs ſchien. 
In vielen Fällen muß der Hagelſchaden als „total“ bezeichnet werden. 
Während die betroffenen Dominien und Beſitzer größerer Ruſticalguter durch 
dee ſich beſchützt hatten, ſind die kleinen Ackerbeſitzer faſt durch⸗ 
weg unverſichert geweſen. Grade die dieſes Jahr ſo hart betroffenen Striche 


ſind feit langen yobren von Haſfiſconen verſchont geblieben und man hielt] C 


ſich vor ſolchen Unglücksfällen allzu geborgen. Leider iſt dieſer Aberglauben, 
gepaart mit Lauheit, auf das Empfindlichſte durch Verluſt der ganzen Ernte 
beſtraft worden. Im Allgemeinen iſt unſer Landvolk ſchwer zu überzeugen, 
daß es zu einer geregelten Wirthſchaft gehört, ſein Vieh, Haus, Hof und 
Feld i verſichern. Man verläßt ſich auf den Zufall, um bei Unglactsſaallen 
zu jammern und ſieht nicht ein, daß man die größte Schuld an feinem Un: 
glück allein trägt. — In das Capitel der Eelbithilfe gebören ja auch die 
n die im Waldenburger Kreiſe ſchon feit Jahren in Bluthe 
tehen. Waldenburg und Wüſtegiersdorf haben ihre Deputirten nach Hirſch⸗ 
irg entſendet, und dieſelben haben gezeigt, daß unſere Gegend trotz der 
beit Jahren herrſchenden Agitation für die Lehren Laſſalles auch fruchtbaren 
Boden für die bewährte Praxis eines Schulze beſitzt. Die jüngſte Gen oſſen⸗ 
ſchaft in unſerer Gegend iſt der „Ernsdorfer 88 und Sbor⸗Vereln“ 
Er beſteht erſt ſeit September v. J, hat aber ſeitdem eine lebenskräftige 
Entwickelung gezeigt und wird 3 ſeine gemeinnützigen Zwecke mehr 
und wur fördern können. — Nach dem Vorgange anderer Orte, insbeſon⸗ 
dere unſerer Kreisſtädte Waldenburg und Rei enbach, hat auch in Ernsdorf 
die Abſchaffung des Kopfſchulgeldes und Einführung einer allgemeinen Schul! 
euer ftattgefunden. In Waldenburg beſteht Diele Einrichtung ſchon feit 
gen Jahren und hat dort nach vielen Seiten hin ſich als ſegensreich er⸗ 
wieſen. In Ernsdorf iſt das Intereſſe für communale Angelegenheiten ſtets 


Lene e rege geweſen. Es hat ſich dort in neueſter Zeit ein 
Verein zur A 5 iber communale Angelegenheiten gebildet. 
Ratibor, i 


nis). [Das zweite ſchlef. Sängerbundesfeſt. 
Die Vorarbeiten ſind ee aß 2 | 


ereits jo En — — daß als Feſttage der 26. und 
27. Juli unwiberrufich feſtgeſezt find. Auf ein Anfuchen des Vorſtandes 
hat der Magistrat nicht nur aut n und aus der Zahl der Stadt⸗ 
verordneten Deputirte in das Feſt⸗Comitee ernannt, ſondern auch aus Com⸗ 
munal⸗Mitteln eine den finanziellen Verhältniſſen der Stadt angemeſſeue 
Zubuße zur Ausführung des Feſtes auf das bereitwilligſte genehmigt. Rund⸗ 
ſchreiben an die Bundesgenoſſen wegen Anmeldungen Ne. find bereits mehrere 
von hier aus ergangen, und zut großen Freude der Feſtgeber follen die 
Meldungen zum Feſte ſo zahlreich eingehen, daß daſſelbe verſprickt, ein recht 
umfangreiches und geuußvolles werden zu wollen. Das ne welches 
bis jetzt nur in dem Vorſtande der Liedertafel als „ſeroviſoriſches“ exiſtirte, 
hat ſich nunmehr auch aus anderen hochgeehrten Perſönlichkeiten der Stadt 
conſtituirt, und zu feiner Unterſtützung An noch Fünf verſchiedene Fach⸗ 
Commiſſionen ff aus allen Kreiſen der Bevölkerung unſerer Stadt zu⸗ 
ſammen getreten, um an der würdigen Ausführung des Feſtes nach Krä 
wirken zu helfen. Das Feſt⸗Programm bleibt dasselbe mie, es ber r 
das 5 1866 ien war, nur iſt es wünſchenswerth, daß noch mehr 
Einzeln unge von Vereinen aus der Provinz zur Anmeldung kämen, da 
hauptſächlich ſolche Abwechſelung bieten und auch in muſikaliſcher Beziehung 
künſtleriſchen Werth haben. Die beiden großen Concerte finden in dem 
Schloßhofe des Herrn Herzog von Ratibor ſtatt. Für die Stellung eines 
Extrazuges hat ſich der zum Sängerbunde gehörende Männergeſangverein 
der Oberſchleſiſchen Gene zu Breslau intereſſirt, der Zug geht in der 
Weiſe von Breslau Sonnabend, den 2). Juli ab, daß er Nachmitta „gegen 
4 Uhr hier anlangt, — Die e haben 6 Tage Gültigkeit und f ei 
dem Dirigenten des genannten Vereins Herrn Gieſe zu hahen. 
) Zu gedehnte Berichte können wegen Mangels an Raum nicht aufge⸗ 
nommen werden. (Die Red.) 
Poſen, 18. Juni. [Trichinen⸗Krankheit.] Geſtern Nachmittag iſt 
eine derjenigen Perſoneu, welche vor einiger Zeit an der Trichinenkrankheit 
erkrankt waren, green. Es find übrigens in neuerer Zeit zu den bereits 
erwähnten drei Erkrankungsfällen noch zwei hinzugekommen. (0ſid. Z.) 


Meteorologiſche Beobachtungen. 
ee e e e | Be 
tur der Luſt nach Neaumnt. romeler. 
Breslau, 18. Juni 10 U. Ab.] 333,91 7122 
19. Juni 6 U. Mrg.] 334,91 710,6 
Breslau, 19. Juni. [Waſſerſtand.] O.⸗B. 15 F. — 3. U.⸗P. 1 F. 8 3. 
[Militair⸗Wochenblatt.] v. Beczwarzowski, Major vom I. Thur. 
Inf.⸗Regt. Nr. Ae ena Uebernahme des Commandos eines 8 
Regt., von dem Verhältniß als Adjut. bei dem Gen.⸗Comm. des IV. Armee⸗ 
Corps entbunden. v. Wedelſtädt, Pr. . vom 2. Niederſchleſ. Inf.⸗Regt. 


Nr. 47, zum Hauptm. und Comp.⸗Chef, Dreyer, Sec.⸗Lt. von demf. 
zum Pr.⸗Lt., Himpe, Pr.⸗Lt. vom 4. Roi, 185 t. Nr. 50, a 8 


Lutt⸗ Wind W aıe 
. — eg. 5 Welter. 
NO. 1. 


‚dere 
N. 1. eiter. 


und Comp.⸗Chef, Engels, Sec. Lt. von demſ. Regt, zum Pr.⸗Lt., Nobiling, 


Unteroff. von demſ. Regt. Weinmann, Zöller, Gefreite von demſ. Regk., 
Büttner, Unteroff. vom Weſtph. Füſ.⸗Regt. Nr. 37 zu Port.⸗Fahnrs. beför: 
dert. v. Wittich, gen. v. Hintzmann⸗ Hallmann, Port. jähnr. vom 4. Nie⸗ 
derſchleſ. An gt. Nr. 51, zum Sec ⸗Lt., Hantelmann, Unteroff, vom 
1. Oberſchleſ. Jute eg, Nr. 22 15 8 Frhr. v. Seherr⸗Thoß J., 
Pr.⸗Lt. vom Leib⸗Kür.⸗Regt. S leſlſches r. J, zum Rittm. und Esc.⸗Chef 
befördert. Gr. zu Eulen ung überzöhl, Pr.⸗Lt. von demſ. Regt., in die 
vacant gewordene Pr. ⸗Lts.⸗Stelle eingerückt. v. Detten, Sec.⸗Lt. vom 2, 
of. Inf.⸗Regt. Nr. 19, zum Pr.⸗Lt., v. Drebber, char. Port.⸗Fähnr. vom 
2. Schleſ. Gren.⸗Regt. Nr. 11, v. Tſchirnhaus, Unteroff, von demſ. Re 

zu Port.» Fähnrs. befördert. 
Nr. 84, in das Regt. einrangirt. v. Malachowski, Oberſt und Comm. des 
3. Oberſchleſ. Inf.⸗Regts. Nr. 62, unter Si la suite dieſes Regts., 
zum Commdr. der 21. Inf.⸗Brig., v. Beſſel, Ob.⸗Lt. vom 1. Nederſchlef 
Inf.⸗Regt. Nr. 46, zum Commdr. des 3. iber Ine det Nr. 62 er⸗ 

nf. 


nannt. Ebeling, Db. U. aggr, dem J. Niederſchleſ. Inf.⸗ Regt, Nr. 46, in 
das Bra einrangirt. v. Linſingen, Maj. aggr. dem Kaiſer Franz Garde⸗ 
Greu.⸗Regt. Nr. 2, in das Regt. einrangirt. Wright, Ob.⸗Lt. à la suite 


des Generalſtabes der Armee und Adjut, des Chefs des Generalſtabes der 
Armee, zum e des Rhein. Drag. ⸗Regts. Nr. 5 ernannt. de Glaer 
Rittm. vom Schlesw.⸗Holſt. Dean den Nr. 13 und comwandirt als Adjut. 
bei dem Gen.⸗Commando des VI. Armee⸗Corps, unter 
des gedachten Regts., zum Adjut. bei dem des Generalſtabes der Armee 
ernannt. Schach v. Wittenau, Rittm. und Esc.⸗Chef im Weſtpr. Kür.⸗Regt. 
Nr. 5, als Adjut. ge Gen.⸗Commando des VI. Armee⸗Corps commandirt. 
v. Helmſchwerdt, Maj. und Esc.⸗Chef im 1. Hell. Huſ.⸗Regt. Nr. 13, als 
etatsm. Stabsoff, in das Oſtpr. Drag. ⸗Regt, Nr. 10 verſetzt. Heinichen, 
Nittm, und Esc.⸗Chef im Oſtpr. Drag.⸗Regt. Nr. 10, zum Major mit Bei⸗ 
r r rer Sande, 2 
ei der Landwehr. Sander, Berendes, Sypniewski, Haun, Sec: 
Wach Er — ur dee 5 12 5 4 5 1. Schle Nene 08 lat, 
achler, Sec.⸗Lt. von der Inf. des 2. Bats. (Brieg) 4. Niederichlei, L 2 
Regts. Nr. 51, zu Pr.⸗Lts. befördert. 0 e 
Einrangirungen. Tabor, Sec.⸗Lt. von der Inf. 2. Bats. 22, Sands 
wehr⸗Regts., in das 1. Bat. 6. Landw.⸗Regts, Fröhlich, Sec.⸗Lt. von der 
Inf. 1. Bats. 11. Landw.⸗Regts., in das Novak 46. Landw.⸗Regts. Kaſel, 
Sec.⸗Lt. von der Nel 2. Bal. 59. Landw.⸗Regts., in das 1. Bat. 19. Land⸗ 


wehr⸗Regts. Weiße, Pr. Lt. von der Art. 2. Bats. 62. Landw.⸗Regts“, 
das 2. Bat. 50, When dete Krauthofer, 0 t. von der Inf. Fate, 
54. Landw.⸗Agts. in das I. Bat. II. Landw.⸗Regts. Martini J., Sec. Et. 


von der Inf. I. Bat. 7. Landmw.⸗Regts., in das 1. Bat. 51. Landiv. Negts. 
Trautmann, Sec. ⸗Lt. von der Inf, 1. Bats. 10. Landw.⸗Regts., Per 
Sec.⸗Lt. von der Inf. 2. Bats. 62, Landw.⸗Regts., in das 2, Bat. 51. Sand: 
wehr⸗Regts. Schäffer, Hauptm. von der „1. Bats. 6. Landw.⸗Regts., 
Bauſchke, Sec.⸗Li. von der Inf. 2. Bats. 58. Landw.⸗Regts., in das Reſ⸗⸗ 
Landw.⸗Bat. Nr. 38. Kahlert, Pr.⸗Lt. von der Inf, des Nef ai Balz. 
Nr. 38, in das 1. Bat. 50. Landw.⸗Regts. Kreuſchner, Sec. Lt. voh der 
Inf. I. Bats. 6. Landw. ⸗Regts., in das 2. Bat 23. Landw.⸗Regts. Hra⸗ 
bat, Sec. Lt. von der Inf. 2. Bats. 23, Lanvww.⸗Regts“, in das 1. Bat. 74. 
Landw. Re 510 5 . . W Fri Inf. 55 ats. 22. Landw.⸗Regts., 

at. 88. NE ober, Sec.⸗Lt. von der Inf. 1, $ N 
Nel andw⸗Bal Nr. 40. u; 


lat) 1. Garde Gren-?Landid.-MNegts. übergetreten“ Wohlgemuth, Oberit a, 
D., 153 Abtheil⸗Commpr. in der 2. Art. Brig. die Genehm en SE 
der Unif. dieſer Brig. ertheilt. v. Falcken 


ſeines Abſchiedsgeſuches, als "Generalmaj. mit Penſ. Disp. 
j 20 I. Apr. Iuf⸗Regt. Ar. 31 5 Oberſlieut 
Gene⸗ 


mit 
Naß Near Nr. 22, der Abſch. 


it Penſ. nebſ Aue 85 f Civilv 
mit Penſ. nebſt Ausſicht auf Civilve 
Regts. Nr. 34, der Nose bewill 


mit Penſ. und der Regts.⸗Unif. der ied bewilligt. Gruch, Ob. Lt. 
Mahn zuieht aggr. dem Pomm. Füſ. Regt. Nr. . und commandirt = 
Wahrnehm. der irks⸗ 


mit 780 und der Regts.⸗Unif. 

ſtein, Obe 
2. Bats. (Breslau) 1. Garde⸗Gren.Landw.⸗Regts. entbunden, v. We 
a 41 — bish. Unif., wie ſolche bis zum Erlaß der 80 500 Rot 
1 A 0 i 
Maj. zur Disp., e ee mdr. des 2. Pats. (Schrimm) 2. Pos. 
bish. Penſ. nebſt Ausſicht auf e 


Payſen, Maj, aggr. dem Schlesw. Inf⸗ Mer 


Stellung à la suite - 


+ 


| 1822 
{ergung und der Unif. des 1. Oftpreuf: Gren.⸗Regts. Nr. Kronprinz, der“ Der Tofater Weineultur⸗Verein unter dem Präſidtum des ehemaligen 
Abſchied 1 Dr. Kannenberg, bisher einjähr. freiw. Arzt beim Schleſ. ungariſchen Reichsverweſers Baron Vayi zählt ca. 200 Mitglieder des hoͤch⸗ 
Fuſ.⸗Regt. Nr. vom 1. Mai c. ab bei ſeinem bisher. Truppentheil zum] ſten Adels und großen Grundbeſitzes. Sein Zweck war und iſt Veredelung 
nterarzt ernannt, mit Wahrn. einer Aſſiſt.⸗Arzt⸗Stelle beauftragt. und Vermehrung der edelſten Rebſorten; die 1 5 ſind bei den meiſten 
a Mitgliedern bereits ſehr merkliche geworden, obwohl der ſeit Jahren beſte⸗ 
Felehrarhiſche Depeſchen 


hende Verein unauffällig erblühte. 
aus dem Wolff'ſchen Telegraphen⸗ Bureau. 

Paris, 18. Juni. Der „Moniteur“ enthält einen langen Bericht des 
Seinepräfecten Haußmann über die aus dem Vertrag mit dem Credit 
7 775 hervorgehende finanzielle Lage der Stadt Paris. Der Bericht veran⸗ 
chlagt die für das Jahr 1870 disponiblen Mittel auf 30 Millionen Fres., 

don denen ein Theil zu Steuernachläſſen verwandt werden könne. Der 

iR Seinepräfect ſpricht ſich für die Votirung des Budgets der Stadt Paris 

= durch den geſetzgebenden Körper aus. 

. Warſchau, 18. Juni. In der Vorſtadt Praga am rechten 

Weichſelufer hat heute eine Feuersbrunſt etwa 30 größtentheils hölzerne 
Häuſer zerſtört. 

Kopeuhagen, 18. Juni. Gutem Vernehmen nach ſind die Ver⸗ 
lobungsacte zwiſchen dem Kronprinzen von Dänemark und einer ſchwe⸗ 
diſchen Prinzeſſin bei der jüngſten Anweſenheit des däniſchen Geſandten 
in Schweden unterzeichnet worden. Der Kronprinz wird in 8 Tagen 

hier zurückerwartet. f (T. B. f. N.) 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
5 s (Wolff's a Bureau.) f 
i Paris, 18. Juni, Nachm. 3 Uhr. Feſt. Conſols von Mittags 1 Uhr 
waren 95 gemeldet. R g 
Schluß⸗Courſe: Zproc. Rente 70, 25—70, 2560 . Italien. 5Sproc, 
Rente 53, 75. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien 5 3: 75. dito ältere 


Das für Ungarns Weinbau freudige Ereigniß der ener Eben für 
Wein vom 1. Juli veranlaßt den Verein, dem Verkauf ſeiner Erzeugniſſe 
nach dem In⸗ und Auslande ein perläßliches, den Ruf des Weines und die 
Ehre des Vereins nicht beeinträchtigendes Tirole ha friſch zu organiſiren. 

Die „Agentur des Tokaier Weincultur⸗Vereins in Tokai“ iſt die Adreſſe, 
wo nun Jeder vertrauensvoll gute und billige Naturweine beziehen kann. 
Die Verſendungen geſchehen unter Controle und Betheiligung des Vorſtan⸗ 
des und es dürfte nicht vorkommen, daß durch unreele Gebahrung billigen 
Anforderungen nicht entſprochen würde, weil ein ſo großer und en er 
Verein öffentlicher Blame ſich nicht ausſetzen wird. 

Bei genauer Angabe des Bedarfs wird die gewiſſenhafteſte Wahl ge⸗ 
troffen. Verſendungen zu Originalpreiſen werden aber nur gegen Baar⸗ 
beruht oder bei Angeld gegen Nachnahme des Reſtbetrages prompt aus: 
geführt. 

Breslauer Börſe vom 19. Juni.] Schluß⸗Courſe. (1 Uhr Rahm, 
Ruſſiſch Papiergeld 83% bez. Oeſterr. Banknoten 88874 bez. Schle 
Rentenbriefe 91% bez. Schleſ. Pfandbriefe be i u. Gd. Oeſterr. 

ei 


Breslau, 19. Juni. Preiſe der Cerealien. 
Feſtſetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroſchen. 
fein mittel ordin. fein mittel ordin. 


0 A Dre ® 5 
rioritäten 260, 75. dito. neuere Prioritäten 258, 50, Credit⸗Mobil.⸗ 5 : 5 — mn 
Er 312, 50. Lombard. Eiſenbahn⸗Actien 383, 75. dito Prioritäten 218, BR N 108 35—103|Gerite ......- 7185 Fi: ne 50—55 
00. proc. Ver. Staaten⸗Anl. pr. 1882 82 ½. l W. gelber 108-110 ne 98 & 3 62—65 60 Bir 
London, 18. Juni, Nachm. 4 Uhr. Schluß⸗Courſe: Conſols 95%. dg den des. Fr 19 Bar 0 ſen 45—55 


Iðũroc. Spanier 38%. Italien. öproc. Rente 53%. Lombarden 1576. 
Mexicaner 16. Sproc. Ruſſen 86 . Neue Ruſſen 85. Silber 60%. 
Taürkiſche Anleihe von 1865 39%. 6proc. Verein. Staaten⸗Anl. pr. 1882 73768. 
London, 18. Juni. Abends. [Bankaus weis.] Notenumlauf 23,524,785 
(Abnahme 11,105), Baarvorrath 22,571,045 see 366,230), Noten: 
reſerve 12,795,345 (Zunahme 387,190) Pfd. Sterl. . 
Frankfurt a. M., 18. Juni,, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. 15 chluß⸗ 
Courſe.] Wiener Wechſel 102. Oeſterreichiſche National Anleihe 53%. 
6% Verein. Staaten⸗Anleihe pr. 1882 77%. Heſſ. Ludwigsbahn 129%. 


Loco⸗ (Kartoffel-) 1 8 17 1 bei 80% Tralles 
b 8 

Officiell gekündigt: — Etr. Weizen. 50 Ctr. Roggen. — Ctr. Leinbl. 

—. Ctr. Rüböl. — Ort. Spiritus. — Etr. Rapskuchen. — Ctr. Hafer. 

TTP A cc ͤ c c————T————————— ß —————půj—j—j——— 


Berliner Börse vom 18. Juni 1868. 


Fonds und deld-Oourse. I Risenbahn-Stemm-Aotien. 
496 % ba. 


Baieriſche Prämien⸗Anleihe 101%... 1854er Looſe 68. 1860er Looſe 73%, | Freiw. Staate. An! 
064er Looſe —. Oberheſſiſche 74%, NRuſſ. Bodenkredit 83%, — Feſt. . von BEE eee 3 N 
* Nach Schluß der Börſe: Creditactien 199%. Staatsbahn 261%. dito Amsterd,-Bottd, | 4%, | 5% 100%, bz 
R Bremen, 18 Juni. Petroleum, Standard white, loco 5%, np Berg. Märkische] 8 555 130% ba 
Wien, 18. Juni. [Schluß⸗Courſe.] Sproc. Metalligues 57, 40. di ne A136: 1:32 Rue 
National⸗Anl. 63, 10, 1860er Looſe 84, 10, 1864er Looſe 87, 60. Credit dito Fre St. Prior 5 | 6 96% et. ba. B 
re 72 70. Gaba e 5 wu er 70 ee 50 Berlin Han bars 2 705 * 18. 
„00. Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien⸗Cert. 257, 80. Lombard. Eliſabahn 176, 40. ir 0 erl. Potad 
Aden , 16. Hamburg 85, 70, Kaſſenſcheine 171, 00. e von I ER Bon weh... . 5 6 eg 
apoleonsd'or 9, 25%. erliner Stadt. Breslau-Freib. . 95 | 8 133%, ba. 
g Wien, 18. Juni, Abends. [Abend⸗Börſe.] Credit⸗Actien 190, 80.| ( Posaensche Nee Bil 4% 1190 Du. 
| Nordbahn — —. 1860er Looſe 84, 10. 1864er Looſe 87, 60. Böhmifche | S }rosensche Mike e. Priel. 405 4 4% 0 br. 
Weſthahn —, —. Staatsbahn 257, 50. Galizier 203, 60. Steuerfreiesf 3 dito dito 8 94% ba. B 
. e —. —. e 9, 25. Lombarden 177, 10. Ungariſche 5 N n 147 Pi — * 
reditactien —, —. — Feſt. Kur- u. Neumärk, Magd. 1 161 P. 1 
Hamburg, 18. Yun Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß-Gourfe]| $\rommorsche . . 15 16 6. 
Hamburger Staats⸗Prämien⸗Anleihe 87%. National⸗Anleihe 54%. Oeſterr.] Ebensee ii e f . 
Credit⸗Actien 84%. Oeſterreichiſche 1860er Looſe 73. Staatsbahn 552. 3 Wes une leger. % 62 e, br 0 
% Lombarden 377. Italieniſche Rente 50%, Vereinsbank 1114. Nord: 3 8 Viedrschl.- Mä 3 17 W 
deutſche Bank 122%,. Diem. Bahn 117%, Nordbahn 97. Altona⸗Kiel 111%. N W E en Enid sy ja 77 
18 N Anleihe 80. Idszer Ruſſiſche Prämien⸗Anleihe 106. 1868er] nv Bass Br, h 5, el 15 e 
5 Ss Ride Fa gain 6proc. Verein. St.⸗Anl. pr. 1882 71. — lindische Fonds 8 — 44 13 188 ba. 
Disconto 2% pCt. — Still. re 1 =. 
m Pamburg, 18. Juni, Rahm, 2 Uhr 30 Minuten. [Betr eidemastt.| e eee, eh nn ee, 
Weizen und Roggen feſt, ſpäte Weizentermine höher. eizen pr. Jun 3 4 be. * 8 8 726% G. 
f fd. netto 150 Bancothaler Br., 149 Gld., pr. Juni⸗Juli 146 Br., 410 Haende 69% st. ba. G .O daruf. St. Fr 2 * res, 5. 
6 R rer 


145 Gld., pr. Juli⸗Auguſt 141 Br., 140 Gld. 1859885 pr. Juni 5000 
Bid. Brutto 95 Br., 94 Gld., 15 Nan 93 Br., 92 Gld., pr. 
co 92 Br., 91 Gld. Hafer ſtille. Rüböl feſt, loco 21, pr. 

tober 22. Spiritus geſchäftslos, zu 27 angeboten. Kaffee ruhig. 


Buss.-Engl. Anl. 1862 
dito Poln.-Bch.-Obl, 
Poln. Pfandbr. III. Em. 4 |62 


Zink ſehr geſchäftslos. — Wetter kühler. dito Liqu.-Pfandbr. |4 J B. Warschau -Wien! 8 
Liverpool, 18. Juni, Mittags. Baumwolle., 15—-20,000 Ballen] , 4 389 Frs 62 br. 8 
Umſaß. Steigend. Middling⸗Orleans 11%. Middling⸗Amerikaniſche 1171. Kurhess.40 Thir. Ob — 64 6. Bank- und Industrie-Papiore. 
ir Dhollerah 9%, Middling fair Dhollerah 8%. Good middling Baden. 36 TI. Looeeı-— 18% 6. Berl. Kassen-V, |12 
bollerah 8. Bengal —. Fair Bengal814. Fine Bengal —. Fair Dumra | Amerikan. le be. |Praunschw. B-.| 8 
97. Good fair Domra 9%, Fair Pernam 11%. Fair Egypiiſche 12%. Bisenbahn-Prioritäts-Aotien. ansiger s 81 
Savannah — Fair Smyrna 9%. Domra März⸗Verſchiffung —, e eee Garne Ba 4 |5 
18. Juni. (Schluß bericht.) Baumwolle: 18,000 Ballen Umſaß, davon dito W. 42%, br F 67. 
* . und Export 6000 Ballen. Preiſe , für Amerikaniſche er eee — 575 fab. Weit B. 75 5 
74 er. Din- Hmnden . % 7 . 7 „No: 
Antwerpen, 18. Juni, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Petroleum⸗Markt. io e Znigoberger B fe 155 
\ (Schlußbericht.) Unverändert, ſtill. Raffinirtes, Type weiß, loco 47, pr. Juli] dito una 183%, 0. Luxemburger B. 0 | zur 
248, pr. Auguſt 49, pr. September 50, 45 la... eee pan , 4 A 
Paris, 18. Juni. Nachmittags. Raüböl pr. Juni 88, 50, pr. Juli⸗[ at 82% ba. @ Iprousa Renk. A. fn | Bi 
August 89, 00, pr. Sept.⸗Dechr. 89, 00 feſt. Mehl pr. Juni 79, 75, pr.] Cos.-Oderb, (Wüh.) i 62% br. büringer Bank 4 4½ 
0 Juli⸗Auguſt 75, 25 Hauſſe. Spiritus pr. Juni 83, 50. 1 a B ar 44 4% 
Paris, 18. Juni. 1 e e Vermehrt: Baarvorrath um 7, ge. Ludwigeb. . 6 83% B. — 
Portefeuille um 2%, Notenumlauf um 5%, Schatzguthaben 1, Pribatrechs | Niederschl. Märk., % 67 J, be. Berl. Hand- Ges 8. J 8 
nungen um 2%, illionen. Vermindert: Vorſchüſſe um 5. de an 83 * coburg. Orodb.A.| 4 4 
ewyork, 18. Juni, Abends 6 Uhr. 0 atlantiſches Kabel.) Wechſel ito IV. 4 ½% 94% B. Darmstädter „ 4½ | 6% 
auf London in Gold 110%. Goldagio 40%. Bonds 113. 1885er Bonds | Naschı. Zweigb. L. C. "993 B. eee g - 
110%. 1904er Bonds 106%. Illinois 155. Erie 69%." Baumwolle] Oberschien. BR GenferOreab.-A]2 | — 
30. Petroleum 31%. Mebl 9.00. dito 004 60% 6. been * 7 
Berlin, 18. Juni. Der ſchwächeren Haltung der Wiener Börſe ſchloß — — A 2 MoldauorLäs.B.| 0 5 
ſich die hieſige in gleicher Tendenz an. Dein entſprechend erlitten Credit, dito 5.045 92 5. f Er 8 7% f 
ranzoſen und Weſtbahn einen etwas ſtärkeren Coursrückgang, während fi Gade e 53 3 Be 
Galizier behaupteten und auch 1860er Looſe nur unbedeutend nachgaben.] Gestarr. südl, Bt.-B. 3 [214 bz. 6. 7 8 
j taliener waren dagegen anfänglich jelbit höher, und ebenſo wie Amerikaner] hein. v. gt. gar. 5 15 e Minerva. 4716 0 432 d. 
Macher en Fonds nie 155 zu voll, n . Rhein-Nahe-B. gar. 4½ % 1 ba. 15 2 „ U. 187% da. 
ruſſiſchen vernachläſſigt und nur Boden⸗Credit davon ausgenommen. Die 7 % 5 
ruſſiſchen Prioritäten fanden heute ebenfalls nur vereinzelt einige Teilnahme; 5 . . 17 8 * re Iod 27g. br. Be ! 
gegen die neue Kursk⸗Charkow macht ſich von mancher Seite ſchon heute | Hamburg 300 Mk, 8 F. leg b Ae dito 2 M. % 6. 
75 ppofition geltend. Die neue Mannheimer Eiſenbahn⸗Anleihe blieb zu 9374 |. „dito, 1 4 M. 1. Frankfurt aM. 100 .f F. l br. 
in guter Frage, von den deutſchen Fonds ging von badiſch. Präm.⸗Anleihe] Paris 300 Fres. . 2 M. 81 be. dito do 3 N. 01 ½ b 
1 Einiges um. Das Intereſſe für die türk. Anl. ſcheint nur in einem kleinen] Wien 180 Fl. 8 T. 87% ba. Warschau, 20 8.-R. . 8 T. 114 br, 
Kreiſe, der den Cours auf 37% —37— J fixirte, vorhanden; Rumän, be: |, ddItoo 2 M. 80 . ba. Bremen 100 Thir, Gold |8 T.I111% br, 


Berlin, 18. Juni. Weizen loco 73—96 Thlr. pro 2100 Pfd. nad 
Qualität. — oben loco 76—78pfd. 54—55 / Thlr. pro fd. 
BC 5 er 901 a Si 20 ne 15 1 10 

r. bez., pro Juni, Juni⸗Juli un g. — r. 
bez. und Br., % lr. Gld., Aug.⸗Sept. 1 „19,19 Thl. 
Sept.⸗Oct. 17/0 —18—17 / Thlr. bez. e 


7 y p A ˙ A TERN 
Das 39, Stück der Geſez⸗Sammlung enthält unter Nr. 7110 den Aller: 

hoͤchſten Erlaß vom 18. Mai 1868, betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 

Vorrechte, l des Rechts der Chauſſeegeld⸗Erhebung, an die Stadt⸗ 

gemeinde Breslau 0 

dem Nullpunkte an der Verdindungs⸗Eiſenbahn bis an den Eingang des 


haupteten 80. Preuß. Prioritäten ſind ohne Leben; dagegen erwacht ſolches 
nach und nach doch wieder mehr für Eiſenbahnen. So fand ſich regerer 
Begehr für Köln⸗Mind., und auch Rhein. wie Mainzer waren ziemlich be⸗ 
liebt; Halle⸗Sorau⸗Guben bedang 75%; Coſeler waren am Markte, ehenſo 
Nahebahn, Thüringer zogen weiter an. (B. u. H.⸗Z.) 


GBreslau 19. Juni. Für Getreide waren die Forderungen am heu⸗ 
tigen Markte im Allgemeinen höher, bei nich} vermehrter Kaufluſt haben ſich 
Preiſe jedoch nur gut behauptet. . 5 
0 eizen war in feſter Haltung, pr. 84 Pfund ſchleſiſcher weißer 93 bis 
1 117 Sgr., gelber 92—111 Sgr., feinſte Sorte 1—2 Sgr. über Notis bezahlt. 
40 5 i dee h gut c 1 25 80 a 0 74 he 
Ger. feſte Haltung, pr. „gelbe 50-153 Sgr., belle Sgr., weiße 5 57 5 e 
"87.260. E feinfte Seite ober Sotlz dez Hater bei guter Raufluf, pe fg beende e unter Mr, 714! ben Aulerhöshfeen Pala nom 20. Mai 
50 Pfd. 37—39—41 Sgr., feinfte Sorte über Notiz bezahlt. — Erbſen Penn ae Schiffsschleuſe dei 1 Ar denke — die 
7 verkäuflich. — Wicken kaum beachtet, pr. 90 Pfund 44 — 52 Sgr. fahrtsſrage ie 2 1 3 1 Fehrbellin; —. —4 Nr inet 
elſaaten ohne bemerkenswerthen Umjab. — Lupinen ohne Handel. — All dc Erlaß 25. Mai 1868, b treffend die Verwa er 
Bohnen ohne Beachtung, pr. SOWE. 75--80 Sar. — Schlaglein ſchwach Fa 7 11 Sistungs fonds u Koln „be ie Verwaltung der 
beachtet. Raps kuchen ohne Frage, 49—52 Sgr. pr. Centner. — Mais 40. Sti 1. 1 enthält unter Nr. 7112 
Gutürnz) wenig beachtet, 60—65 Sar. vr. Etn x Das 40. Stück der Geſetz⸗Sammlung enthält unter Nr. 7113 den Staats⸗ 
2) 9 { ar. vr. Etnr. ſpertrag zwiſchen Preußen und Braunſchweig wegen Herſtellung einer Eiſen⸗ 
* [Vom Tokater Weincultur-Bereine.] Die Weingärten unferes Tokaier bahn von Herzberg über Operode nach Seeſen. Vom 2. Mai 1868; unter 
Weingebirges (Hegyalla) hatten in den letzten Jahren durch Froſt, Hagel und Nr. 7114 das Statut für den Brieſenhorſter Entwäſſerungsverband, Lands: 
große Dürre derart gelitten, daß deren Anblick für den Eigner ein betrü⸗ berger Kreiſes. Vom 8. Mai. 1868 ; unter Nr. 7115 den llerhöchſten Erlaß 
bender, für den Paſſanten aber kein erguickender war. Dieſes Jahr jedoch vom 15. Mai 1868, betreffend die Verleihung der fiskaliſchen Vorrechte an 
5 1 nach bereits günſtig beendeter Blüthe der Weinſtock in einer Ueppig⸗ den Kreis Pr. Eylau, Regierungsbezirk duni, für den Bau und die 
eit, die zu den ſchönſten 1 5 0 berechtigt. Auch die Lücken und. Schä | Unterhaltung der Kreis⸗Chauſſeen: 1) von Wolfs m. über Greuburg nach 
den, welche oben erwähnte Elementar⸗Ereigniſſe bewirkt, find nun wieder] dem Bahnhof Wittenberg und weiter bis zur Warſchauer Straße; 2) von 
geſchwunden. - 5 5 Roſſiten über Penken bis zur Warſchauer Straße; 3) von Liebenau über Üderwan⸗ 
25 Dem Tokaier Weincultur⸗Vereine gebührt vor Allem die Anerkennung, n DIA pe SonanenhraBe &) von Landsberg über Finken 
daß derſelde durch Einführung einer großen Rebſchule zum Muſter und zur bis zur Braunsberger Kreisgrenze in der meg. auf Mehiſac; von 
Nachahmung am meiſten dazu beitrug, daß jene Lücken ſogar durch veredelte] Landsberg über Kl. Steegen bis zur Heiligenbeiler Kreisgrenze in der Rich⸗ 
Setzlinge raſch erſetzt wurden. tung auf Lichtenfeld; 6) von Glautienen über Sollniden bis zur Kreisgrenze 


r. bez., 
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* 1 * 5 * * 0 { A E u N « 1 er 8 N e V N n Pe ir n 
* 5 x 7 * x 5 ha EN 


war nach Anzeige der Breslauer Zeitungen die Badeſa 


ar den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee von] 1 


in der Richtung auf Kobbelbude; 7) von Pr. Eplau bis zur Friedländer 
Kreisgrenze bei Rappeln in der Richtung auf Domnau; 8) von Reddenau 
bis zur Friedländer Kreisgrenze in der Richtung auf Bartenſtein; 9) von 
Goerken nach Pr. Eylau; und unter Nr. 7116 das Privilegium wegen Aus⸗ 
fertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen des Pr. Eylauer 
Kreiſes, im Betrage von 100,000 Thalern III. Emiſſion, vom 15. Mai 1868. 


Oppeln, Juni 1868. [Zur Lisco⸗Knak'ſchen Angelegenheit.] 
Sehr geehrter Herr Redacteur; 

Es wird Ihnen vielleicht lieb ſein, zu hören, welche Stellung das ortho⸗ 
doxe Judenthum in der beregten Angelegenheit einnimmt, Niemals hat mir 
das- Horaziſche „nil mirari“ ſo lebhaft vorgeſchwebt, als bei Erwähnung dieſer 
Streitfrage. Wer hätte dem Gedanken Raum gegeben, daß ein längit über: 
wundener, den ſelig Entſchlafenen angehörender Standpunkt in unſerer Zeit 
jum 9 der Controperſe auf religidfem Gebiete erhoben werden 
önnte! Das Verdict des orthodoxen Judenthums lautet alſo: Die Bibel 
belehrt uns über Gott und ſeinen heiligen Willen, was der Menſch zu thun 
und 7 laſſen habe, damit er hier ſeine Beſtimmung und einſt ſeine ewige 
Glückſeligkeit erreicht, ſie lehrt uns die Wiſſenſchaft, die aller Weisheit An⸗ 
fang und Ende iſt, die Gottesfurcht; fie lehrt uns aber nicht Aftronomie, 
Natur⸗ oder ſonſt eine andere Wiſſenſchaft. Joſua“) hat kein Religions: 
noch aſtronomiſches Syſtem aufgeſtellt, er wünschte, daß der Tag recht lange 
dauere, daß es recht lange licht und hell fein möge, wodurch dieß geſchehe, 
war ihm bei ſeinem Wunſche ganz gleichgiltig. Dem menſchlichen Auge 
s es aber, als ob die Sonne ſich bewegt, und die Bibel nimmt nicht 
los an dieſer Stelle die menſchliche Denk⸗ und Redeweiſe an, ſie ſpricht ſo⸗ 
gar davon, daß Gott die Israeliten mit ſtarker Hand und ausgeſtreck⸗ 
tem Arm aus Mizrajim We feld Und doch wiſſen wir Alle, wie dieſe 
Worte zu nehmen ſind. Wir ſelbſt, die keinen A daran zweifeln, 
daß Tag und Nacht durch die Achſenbewegung der Erde entſteht, ſchwelgen 
immer noch von Sonnen⸗Auf⸗ und Untergang. Wir unternehmen dieß und 
jenes nach unſerer Redeweiſe „vor oder nach Sonnen-Auf und Untergaug“, 
Ic aber niemals „nachdem die Erde um ihre Achſe ſich wird ge: 

re aben.“ 

Der Thalmud ſcheut ſich nicht, in einer ähnlichen Frage der Wiſſenſchaft, 
der Wahrheit die Ehre zu geben und es auszuſprechen, „obgleich unſer 
Syſtem ein anderes iſt, ſo ſcheint doch die Wahrheit auf der 
Seite der Weiſen anderer Völker zu fein.” 0 

R. J. Heller, der in der rabbiniſchen Literatur des 17. Jahrhunderts 
die herborragendſte Stellung einnimmt, meint, daß mathematiſchen Beweiſen 
gegenüber die Berufung auf theologiſche Lehrſätze gegenſtandslos iſt. 

Maimonides, ein zweiter Moſes in der 8 Judenheit, behauptet, 
daß ſelbſt da, wo die heilige Schrift mit den Geſetzen der Wiſſenſchaft 
und dem gefunden Menſchenverſtande im Widerſpruch ſteht, es unſere Aufs 
gabe iſt, dem Schriftwort eine har Deutung zu geben, daß es mit Ver⸗ 
nunft und Wiſſenſchaft in Einklang geſetzt werde. Die Möglichkeit der gött⸗ 
lichen Wunder freilich wird nicht angezweifelt. 15896 

Dr. A. Wiener, Rabbiner. 


*) 10, 12, 


Das ſchöne und liebliche Bad Charlottenbrunn. 

Wohl ſelten iſt ein Badeort von der Natur jo begünjtigt als Charlotten⸗ 
brunn: rings herum von Berg: und angenehmen Waldpartien umgeben, in 
einem freundlichen Thale ſich 11 mit ſchönen Häuſern und Gärten 
bebaut, in den Häuſern meiſtentheils recht bequeme Wohnungen, in den Wäls 
dern reizende Partien mit vielen Bänken zum Ausruhen für die Beſuchenden. 
Dieſe Verſchönerungen in den Wäldern ſind ſämmtlich durch Freunde der 
Natur unter großen Opfern an Zeit und Geld gemacht worden. An der 
Spitze e ehrenwerthen Männer ſteht obenan der jetzt leider ganz erblin⸗ 
dete Apotheker Dr. Beinert, der es ſich mit zur Aufgabe gemacht hat, 
Charlottenbrunn zu einem angenehmen Curorte zu erheben; ihm wird dafür 
von Allen, welche das Bad beſuchen, ſtillſchweigender und oͤffentlicher Dank. 
Dieſes Jahr mit feinem herrlichen Mai und reizenden Juni, den Heilung 
Suchenden ſo zuſagend, bewirkte auch einen bedeutenden Zuzug der Kranken, 
denen die Natur ihre Herrlichkeit in voller Pracht gewährt und auch — 
tüchtige Aerzte, die Herren DDr. Neiſſer und Rothe, zur Seite ſtehen. 
Nur in Bezug auf die Badedirection und den Beſitzer des Bades, Herrn 
Commerzienrath Kriſter, bleibt noch Manches zu wün den übrig, So z. B. 

iſon am 15. Mai d. 


. 


ee es waren auch ſchon am 14. Säfte angekommen, denen alle Tage 
mehrere folgten, jo daß binnen 4—5 Tagen 17 Familien ſchon dort wohnten, 
Das kleine Stückchen Promenade war aber noch in ſeinem Urzuſtande, wie 
es der Winter gelaſſen hatte; das Wannenbad konnte erſt in der 10. Mor⸗ 
enſtunde benutzt werden, weil die Dämpfe das Bad nicht eher erwärmten. 
wei Tage ver den Pfingſtfeiertagen wurden auf der Promenade bis in die 
innerſten Räume Buden und Baracken een fo daß der game Eur: 
Pins bededt war und man kaum in die Brunnenballe eindringen konnte, um 
ein Glas Molken oder Brunnen zu erreichen, und dies dauerte 8 volle Tage. 
Die Kranken hatten nun weiter nichts zur nöthigen Promenade, als ein 
vingiges kleines Gärtchen oder einen ſchmalen Weg, eine ſogenannte Allee 
von 5 bis 6 Fuß Breite, die von Jedem als Communication 15 3 
wird; da raucht nun Alles, was aus den e oder in dieſelben wan⸗ 
dert, ſeinen nicht immer wohlriechenden Tabak, der auf den Bruſt⸗ und 
Lungenkranken einen höchſt nachtheiligen Einfluß übt. Wir wandten uns 
deswegen an den dort ſtationirten Badepolizeidiener mit der Bitte, er möge 
doch während der Curſtunde das Rauchen verbieten (was er von Rechts 
wegen thun ſoll); wir bekamen aber die lakoniſche Antwort: „Ach, liebe 
Herren, es dauert ja nur noch zwei Tage“; es blieb alſo beim Alten. Nach⸗ 
dem endlich der Mai vorüber war, wurde eine ungeheure Maſſe —.— 
ſchlammiger Kies auf die Promenade gefahren, um dieſen von den kranken 
Curgäſten feſttreten zu laſſen. Dies ſind die Annehmlichkeiten, welche die 
Direction und der Herr Grundbeſitzer ihren kranken Gäſten in Charlotten⸗ 
brunn als erſten Willkommensgruß bieten und dafür zahlt der Curgaſt bald 
beim Entree folgende heide Rechnungen: Nr. 1: 1) für den Badearzt 3 Thlr., 
2) für Muſik 2 Thlr., 3) für die Inſpection 1 Thlr. 15 Sgr. 4) für Bedienun 
beim Brunnen 1 Thlr. 15 Sgr., 5) für Verſchönerung 15 Sgr.; Nr. 2: Trink⸗ 
und Badeſchein 1 Thlr. 10 Sgr. Nur wenige Kranke ben.zen den dortigen 
Quell, die meiſten trinken Molken und fremden Brunnen dazu; die Mo 
koſten à Quart 6 Sgr. und jeder Fremde muß Molkenflaſche und Glas mit 
15 Sgr. bezahlen. Die Muſik bringt dem Gaſte ein Ständchen, natürlich 
muß er dieſelbe honoriren; wenn er abreiſt, wollen die Leute am Brunnen 
auch honorirt fein u. |. w. Die Blue geht endlich den Curgaſt nichts 
an, denn er hat nichts mit ihr zu ſchaffen; den Trink⸗ und Badeſchein braucht 
er nicht, denn jedes Bad koſtet 10 Sa alſo wozu dieſe Preiſe, die, mit 
Ausnahme zweier, ohne alle und jede Motivirung ſind. Wenn dies ſo fort⸗ 
geht, dann wird die Zahl der Gäſte ſich nicht vermehren, ſondern vermin⸗ 
dern — darüber ſind Alle, welche dies Bad ſeit 2 oder 3 Jahren beſuchen, 
einig, Alſo im Intereſſe des lieblichen Ortes mehr Rückſicht auf das kranke 
Publikum! [5897] Mehrere Kurgäſte. 


find eingegangen: Kaufm. A. S. dbel — Berlin 2 Thlr.; Ungenannt — 
Berlin. Se: Kau 1 1 0 
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Ungenannt 1 Thlr.: Ungenannt 1 Thlr. F. v. S. 5 Thlr. 20 Sgr.; Un 
dl 


v. 15 — — Kaentchen 2 Thlr., Graf Pueckler — Montrion 10 Thlr.; 
Ho * 


lungen auf der Unglücksſtätte 22 Thlr. 28 Sp 3 Pf.; Ungenannt — Lieg⸗ 

ul sdorf 15 Sgr.; Conferenz in 

. 17 Sgr. 6 Pf.; Ungenannt — Liegnitz 1 Thlr.; Unge⸗ 

nant — Breslau 7 Thlr.; Ungenannt — Polſen 1 Thlr.; E. W. — inte 

Waltersdorf 10 Thlr., Ungenannt — Namslau 1 Thlr.; 9 Brukiſch 
K.; 


aa ke — Wettriſch 5 Thlr.; Ungenannt — Ober⸗Panthenau f 
r. r.; 
durch das Anigliche Landrathsamt in enbach 700 Thlr., ie 


Das Hilfs⸗Comite. 
Graf v. Oriola. Putze. Seibt. Dinter. 
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